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Vierteljährlicher Abonnements Preis
für Halle und unſere unmittelbaren
Abnehmer: 22/2 Sgr. Durch die reſp.

Poſt Anſtalten überall nur:
26 Sgr.

Halliſche
für Stadt

Der Courier.

Jn der Expedition des Couriers.

Jnſerate für den Courier werden an
genommen Jn Leipzig in der
Buchhandlung von H. Kirchner,
Univerſitätsſtraße, Gewandhaus Nr. 4.
Jn Magdeburg in der Creuß
ſchen Buchhandlung, Breite

weg Ro. 156.

Zeitung
und Land.

Redakteur Dr. Schadeberg.

V II4. Halle, Sonnabend den 19. Mai
wer

1849.
Hierzu eine Beilage.

Armee- Befehl.
Soldaten der Linießund Landwehr!

Als Jch vor ſechs Monaten Eure Dienſte zum Schutze des
Geſetzes aufbot, da ſank dem Feinde der Muth vor Eurer
Feſtigkeit und Treue. Ohne Kampf wich die Partei des Um-
ſturzes vor Euch zuruck. Jm Geheimen aber verſuchte ſie, durch
alle Kunſte der Verfuührung Euren Sinn fur Pflicht, Ehre
und Krieger Gehorſam zu untergraben und damit das preußi-

ſche Heer die feſte Stütze des Thrones und der geſetzlichen
Ordnung zu vernichten.

Dieſe verbrecheriſchen Verſuche ſind zu Schanden geworden.
Die Tage von Dresden, Breslau und Duſſeldorf, wo die Auf-
ſtände blutiger Empörer durch Eure und Eurer Bruder ſieg-
reiche Waffen zu Boden geworfen wurden, geben Zeugniß von
der ungeſchwächten Treue und Tapferkeit des preußiſchen Heeres.

Jetzt erhebt im Weſten der Monarchie, ſo wie in einigen
anderen deutſchen Landern, der Aufruhr von neuem ſein Haupt.
Unter dem Vorwande von Deutſchlands Einheit wird ein Kampf
entzundet gegen Geſetz und Ordnung, gegen jede rechtmäßige
Obrigkeit, ein Kampf gegen unſer ruhmvolles Preußen, das
die Feinde vernichten, ein Kampf gegen den Thron Eures Koö-
nigs, den ſie umſtuürzen wollen.
riſchen Angriffe habe Jch jetzt abermals Mein Heer berufen
und die Landwehr aufgeboten. Es gilt zu kämpfen und zu
ſiegen wider Eidbruch, Lüge Verrath und Meuchelmord. Es
gilt, den Thron zu ſchützen vor ſeinen erbitterten Feinden. Es
gilt, das Vaterland zu retten vor Geſetzloſigkeit und Republik.
Es gilt, Preußens Stärke Preußens Ehre aufrecht zu erhal-
ten und dadurch die Große und Einheit des deutſchen Vater-
landes feſt zu begründen.

Das iſt das Ziel, wofur Jch Mein ſieggewohntes Heer in
den Kampf rufe.

Soldaten! Seid ferner eingedenk des Ruhmes preußiſcher
Tapferkeit und Kriegertreue, des Jahrhunderte alten Erbes,
welches Jhr Euren Vaätern verdankt! Gedenkt der in den Jah-
ten 1813, 1814 und 1815 zur Vertreibung fremden Druckes
erfochtenen Siege des preußiſchen Heeres, und Jhr werdet Euch
auch jetzt durch preußiſche Kriegertugend als Schutz und Hort
der werthvollſten Güter eines freien und gebildeten Volkes, dem

Zur Abwehr ſolcher verbreche

preußiſchen und deutſchen Vaterlande zum ewigen Ruhme be-
wahren! Charlottenburg, den 16. Mai 1849.

Friedrich Wilhelm.
von Strotha.

Deutſchland.
Halle, d. 16. Mai. Seit der Auflöſung der zweiten

Kammer in Berlin geht das Gerücht durch alle Zeitungen die
Regierung beabſichtige, das in und mit der Verfaſſung gegebene
Wahlgeſetz für die zweite Kammer aufzuheben und ein neues
zu erlaſſen. Nach den öffentlichen Andeutungen über die Grund-
lage des neuen Wahlgeſetzes ſollen die Urwahler nach der Höhe
der direkten Steuer, die jeder zahlt, in drei Klaſſen getheilt
werden, etwa in folgender Art. Unter 100 Urwahlern finden ſich
60, welche in die unterſte oder erſte Steuerklaſſe, 30, welche in
die zweite und 10, weiche in die dritte Klaſſe gehoren. Nach
dem neuen Wahlgeſetze ſollen nun die 60 für ſich 3 Wahlman-
ner, die 30 auch 3 und die 10 der dritten Klaſſe auch 3 Wahl
manner ernennen. Auf dieſe Weiſe hofft man, den allerdings
verderblichen Radikalismus, der meiſt nur politiſche Schwindler
und ehrſüchtige Straßenſchwätzer in die geſetzgebenden Korper-
ſchaften geführt hat, beſeitigen zu konnen. Aber unter welchem
Rechtstitel vermag die Regierung den Verſuch zu wagen Steht
ihr das poſitive Recht zur Seite? Auch Preußen iſt formell ein
konſtitutioneller Staat, wir hoffen, daß er es mit der Zeit auch
materiell werde, wenn das Wort des Konigs redlich erfullt
wird. Jn konſtitutionellen Staaten beſtimmt die Verfaſſungs-
urkunde die Rechte und Pflichten der Regierung und der legis-
lativen Gewalten. Nach der preußiſchen Verfaſſung ſteht dem
Miniſterium die Befugniß zu, Geſetze und Verordnungen mit
rechtsverbindlicher Kraft für das Volk zu erlaſſen. Jm 105
ſagt die Verfaſſung: „Geſetze und Verordnungen ſind nur ver-
bindlich, wenn ſie zuvor in der vom Geſetze vorgeſchriebenen
Form bekannt gemacht ſind.“ Nach dieſen Worten ware es
dem Miniſterium nicht erlaubt, das Wahlgeſetz zu andern, denn
es wäre dazu die vorgeſchriebene Form, d. h. nach 9. 60 61
die vorgängige Uebereinſtimmung der beiden Kammern er
forderlich, und dieſe vorgängige Zu und Uebereinſtimmung der
Kammern hat die Regierung nicht nachgeſucht und nicht erhal-
ten. Aber es wird 105 folgendes hinzugefügt: „Wenn die



Kamwern nicht verſammelt ſind, können in drin-
genden Fällen, unter Verantwortlichkeit des ge
fammten Staatsminiſteriums Verordnungen mit
Geſetzeskraft erlaſſen werden, dieſelben ſind aber
den Kammern bei ihrem nächſten Zuſammentritt
zur Genehmigung ſofort vorzulegen.“

Die Sicherheit des Staates gebietet, der Regierung das
Recht zu gewähren, in dringenden Fällen das mir geſetzlicher
Kraft zu verordnen, was nach ihrem Ermeſſen zur Aufrechthal-
tung der Autoritat der Geſetze, der Ordnung, des Friedens
nothwendig iſt. Dieſes Recht hat aber ſeine Grenze, es kann
ſich keineswegs auf die Grundlage der Staatsform, auf die
Verfaſſung ſeibſt beziehen, es kann nicht ſo weit gehen, daß die
Regierung aus eigener Machtvollkommenheit das Staatsgrund-
geſetz in einzelnen Theilen oder im Ganzen ſo verandere, daß
die Aenderung Rechtskraft fur den ganzen Staat hätte. Die
Regierung hat das Recht, unter Umſtänden die Verfaſſung für
einzelne Orte und Bezirke zu ſuspendiren, d. h. zeitweilig auf-
zuheben aber keineswegs das Recht, einen Theil der Verfaſ-
fung vollſtändig, für immer und für den ganzen Staat aufzu-
heben oder willkürlich zu ändern. Dies iſt denn auch in der
Verfaſſung ſelbſt vorgeſehen. Sie beſtimmt 9. 106: „die Ver-
faſſung kann auf dem ordentlichen Wege der Ge-
ſetzgebung ab geändert werden, wobei in jeder
Kammer die gewöohnliche abſolute Stimmenmehr-
heit genügt.““ Jſt nun wohl der Paragraph durch die rein
fakultative Faſſung nicht präzis genug, und wäre es wünſchens-
werth, daß die Faſſung nach der Reviſion lautete: „Die Ver-
faſſung darf nur auf dem ordentlichen Wege der Geſetzgebung
abgeändert werden u. ſ. w. ſo iſt doch das gewiß, daß die
Verfaſſung auf keinem andern als dem ordentlichen Wege
der Geſetzgebung abgeändert werden kann. Eine andere
Erklärung iſt ohne lächerliche Sophiſtik gar nicht möglich. Jn

bis die Anerkenn der Verfaſſung durchzuſetzen. Wollte die
Regierung das Wahlgeſetz eigenmächtig aändern, ſo wurde ſie
damit die abnehmenden Sympathieen nur noch mehr vermindern,
und ſich vielleicht ſogar der Eventualität ausſetzen, daß die erſte
Kammer im treuen Feſthalten der Geſetzlichkeit das Beſtehen
einer aus einem weſentlich veränderten Wahlgeſetze hervorge-
gangenen zweiten Kammer nicht anerkennte. Uns iſt es ſchwer
daran zu glauben, daß das Miniſterium wirklich den Gedanken
hege, das Wahlgeſetz zu ändern und durch die eigenmachtige
Aenderung die Verfaſſung zu verletzen. Vielmehr liegt die Ver-
muthung nahe, daß es ein neues in ſeinen Befugniſſen liegen
des Wahlreglement erlaſſen wird, worin es die Grundſatze der
Verfaſſung aufrecht erhaält, aber auch die Mittel anwenden wird,
die geeignet ſind, die Nachtheile des Radikalismus zu verhuüten
und die Kammer ſo viel als moöglich zum wirklichen Ausdruck
der Geſinnung und des Willens des Volkes zu machen. Ein
Wahlgeſetz mit dem einflußreichen Stimmrecht Aller bringt nie
die thatſachliche Volksgeſinnung zum Ausdruck. Jedes radikale
Wahigeſetz iſt eine Verletzung der wahren Grundlage der Staats
geſellſchaft. Hören wir darüber Barante's gründliche Beweis-
führung. Geht man, ſagt er, auf das Prinzip der meyſchlichen

Geſellſchaft zurück, nicht in den Thatſachen und hiſtoriſchen An-
fangen, ſondern in ihrer Weſenheit und ihrem Rechte zu exiſti
ren, ſo findet man, daß es nicht die Freiheit iſt, welche
der Menſch von ihr begehrre. Er lebte ohne Geſetze, nach
ſeinem Belieben, nach ſeinem eignen Willen ſeine Handlungen
erkannten keine Unterordnung an, aber er ſelber blieb dem
Wollen der andern Menſchen ausgeſetzt. Seine Perſon, ſeine

Familie der Beſitz der Heerde, welche er geſammelt, der Hütte
welche er erbaut, des Bodens welchen er kultivirt hatte alles
deſſen was nach ſeinem Gewiſſen, dieſem jedem Menſchen an
geborenen Lichte, ihm gehoöörte, gleichſam verbunden mit ſeiner
Perſönlichkeit war, war die Beute von Angriffen, Eroberungen,

den Paragraphen 60 und 61 beſtimmt die Verfaſſung, was un- Räubereien. Er wollte, daß die Gerechtigkeit, dieſes allgemeine
ter dem ordentlichen Wege der Geſetzgebung verſtanden wird Gefühl, dieſer unverlöſchliche Grundzug der menſchlichen Seele,
nämlich die Uebereinſtimmung der Krone und der beiden Kam zum Recht, das heißt gegenſeitig von allen Gliedern der Geſell-
mern. Beabſichtige daher die Regierung eine Abänderung des ſchaft anerkannt würde. Er forderte Sicherheit. Jndem er
Staatsgrundgeſetzes, ſo iſt ſie verpflichtet, ihre Vorſchläge in der darauf verzichtete, ſeine Freiheit an andern auszuüben, ſetzte er
geeigneten Form an die Kammern gelangen zu laſſen und ha- feſt, daß hinfort Niemand die ſeinige angreifen dürfe. Er ge
ben dieſe dort die Zuſtimmung dieſer beiden geſetzgebenden Ge ſtand Niemandem, ſelbſt nicht dem ſozialen Körper, das Recht
walten erhalten, dann erſt entſteht ein Geſetz mit rechtsverbind
licher Kraft, dann erſt iſt die Abanderung eine zu Recht be-
ſtehende.

Nach der preußiſchen Verfaſſung iſt aber das Wahlgeſetz
für die zweite Kammer ein integrirender Beſtandtheil des Staats-
grundgeſetzes.
bis 74. Die Regierung hat leider den Fehler begangen, das
Wahlgeſetz in die W ſelbſt aufzunehmen im December
vorigen Jahres konnte ſie es wagen, das Wahlgeſetz für die
zweite Kammer ebenſo als Jnterimiſtikum aufzuſtellen, wie ſie
es für die erſte gethan hat. Sie hätte damit einen Beweis
ihrer legislativen Vorſicht gegeben, zumal ſie ſelbſt nach Aus-
weis der in einer zur Annahme vorgelegten Verfaſſung wirklich
ungeſchickt angebrachten Anmerkung unter 9. 67 vermuthen läßt,
wie wenig Vertrauen ſie zu dem eignen radikalen Wahlgeſetze Recht wird beſchrankt,

Aber es iſt eben abermals ein Zeichen legislativer Un-hatte.

Rechts.
ſchraänkungen unterworfen.

zu, ihm ein Unrecht zu thun. Jedes von ihm begehrte Opfer
durfte ihm nur auferlegt werden wenn ein wirklicher Vortheil

für die Geſammtheit, deren Mitglied er war, daraus hervor
ginge. Dieſer Vortheil konnte ſogar blos in Ausſicht ſtehen,
da der Menſch fur ſeine Familie arbeitet und Bedingungen

Es iſt enthalten in den Paragraphen von 66 eingeht.
Jede Freiheit alſo, welche der Geſellſchaft oder

ihren Mitgliedern ſchädlich wird, iſt dem Weſen
der Geſellſchaft ſelbſt entgegen. Weit entfernt, ein
Recht zu ſein, iſt ſie vielmehr eine Verletzung des

Eben ſo iſt jeder Gebrauch der Freiheit des Einzel-
nen, der einem andern ſchädlich werden kann, Regeln und Be

Der Eigenthümer kann das, was
gebrauchen oder mißbrauchen; aber ſein

ſobald Gefahr für einen Andern vor
er bewaſſert ſeine eigne Wieſe nach Belieben,, be

ihm allein angehoört,

handen iſt:
geſchicklichkeit des Miniſteriums, das Wahlgeſetz, das als in waſſert oder trocknet er die Wieſe ſeines Nachbars aus, ſo han-
terimiſtiſches zu erlaſſen war, in die Verfaſſung aufgenommen deit er dem Geſetz entgegen.

Wir muſſen es aufs Tiefſte beklagen, daß es ſo, heit,zu haben.
wie es einmal in dem Grundgeſetze enthalten iſt, erhalten wer-
den muß, wenigſtens in den Hauptgrundlagen eine Verände- gebung unbequem oder gefährlich wird.
rung. ohne vorgaängige Genehmigung der Kammern ware eine freier ſein ſollte,
Verletzung der Verfaſſung, ein Rechtsbruch, der um ſo ſchwe- dung der Arbeit,
xer wiegen würde als kaum gelungen iſt, nach harten Käm-

Ein Unternehmer hat die Frel
ſeine Fabrik zu errichten, wo es ihm am gelegenſten

ſcheint ſie wird ihm vom Geſetz unterſagt, ſobald ſie der Um
Es ſcheint, daß nichts

als die Wahl eines Gewerbes, die Verwen-
der Thätigkeit, der Jntelligenz. Aber au

enſelben Motiven ſind auch dieſer Freiheit Schranken geſeh
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worden. Jch habe einen Prozeß, ich verlange Rath, Verthei-
digung. Die Geſellſchaft, um es zu verhindern, daß ich nicht
in die Hande eines Unwiſſenden, eines Unerfahrenen gerathe,
unterſagt das Gewerbe eines Advokaten, Anwalts, Notars de-
nen, welche nicht die nöthigen Studien gemacht haben ſie
fürchtet, daß wenn dieſe Fakultät allen frei gegeben würde,
ein Nachtheil fur die Geſammtheit daraus erwachſen konnte.
Ebenſo verhält es ſich mit der Kunſt des Arztes es ſind Stra-
fen über diejenigen verhaängt, welche ſie unbefugter Weiſe aus-
üben und das blinde Vertrauen der Kranken miß-
brauchen.

Wenn ſolche Vorſichtsmaßregeln als eine der Wohlthaten,
eine der Pflichten der ſocialen Ordnung erſcheinen, ſo iſt dies
noch vielmehr bei den offentlichen Aemtern der Fall, welche
nie als ein Recht ohne Garantie verwaltet werden
dürfen. Jeder iſt frei für ſich, ohne Macht uüber den Andern
zu haben keines der Mitglieder der Geſellſchaft bringt von
vorn herein in den Geſellſchaftsvertrag das Recht mit, die an-
dern zu regieren. Sobald eine Macht übertragen wird, kann
es nur unter der Berechtigung eines öffentlichen Amtes ſein.
Die politiſche Freiheit, welche in der Einmiſchung
in die Staatsangelegenheit beſteht, iſt nicht Zweck
der Aſſociation: die Einzelnen haben ſich durch das ge-
ſellſchaftliche Band vereinigt, damit jeder ſeines perſönlichen
Rechts unter dem gemeinſchaftlichen Schutze genießen koönne.
Die politiſche Freiheit iſt ein Mittel, die bürger-
liche Freiheit zu ſichern; jede Gewalt iſt in dieſer Abſicht
und im allgemeinen Jntereſſe eingeſetzt. Vor ihrer Einſetzung
müſſen ihre Vortheile nachgewieſen, ihre Handhabung auf die
zweckmaäßigſte Weiſe geregelt ſein. Welche Vorſichtsmaßregel
ſcheint alſo unumgänglicher, als die,
trauen, welche das Vorurtheil hinreichender Befahigung fur
ſich haben

Der Volksvertreter hat den höchſten Beruf im Staate,
er iſt Glied der höchſten geſetzgebenden Macht und im Gebrau-
che ſeiner unermeßlichen Machtfulle unverantwortlich, nur vor
ſeinem Gewiſſen legt er Rechenſchaft ab. Und die Wahl eines
ſolchen Mannes ſoll ohne alle Garantie ſein? Wahrend für
jeden Beruf,

der Nähe dieſes Niveaus ſind ſie ſelten richtig und verſtändig
unter dem Einfluſſe der Vorurtheile und Leidenſchaften aufge
nommen, ſind ſie oft nichts als ein Vertrauen, eine Sympa-
thie für diejenigen, von denen man ſie empfing. Wie dem
auch ſei, ſo ſind die Elemente deſſen, was man mit Recht die
allgemeine Meinung nennt, ſie, der man nicht ungeſtraft wi-
derſteht oder trotzt, wenn ſie beſteht und den Eindruck
des Augenblicks überlebt. Aber um dieſer Meinung

ſie nur denen anzuver

theilhaftig zu werden, bedarf es eines Grades von Einſicht
und Nachdenken, zu dem man ohne eine gewiſſe geiſtige Bil
dung, ohne einige dem Gedankenleben und der Geiſtesubung
gewidmete Muße nicht gelangt. Wenn die wichtigſten Fragen
geſtellt werden, wenn es ſich um Entſcheidung über das Schick
ſal oder die Form des Staates handelt, iſt es doch unum
gänglich nöthig, dckß der um ſeine Meinung befragte Bürger
die Bedeutung der von ihm gebrauchten Worter kenne, daß er
wiſſe, wovon man mit ihm ſpricht. Die Meinung oder rich
tiger geſprochen, das Wollen derjenigen zu befragen, welche
nicht einmal die Frage verſtehen, iſt kein vernünftiges Verfah
ren. Eine wahre Beſprechung, wo das Wiſſen, die Erfah
rung, der unabhangige Gedanke freies Feld haben eine ernſte
Berathung unter, von der öffentlichen Meinung anerkannten
Mannern, ſind ein ſicherer Beweis als die blinde Zuſtimmung
des Haufens.

Das Heil und Jntereſſe des Volkes darf nicht dem Zu
fall einer Berathung ohne Garantie Preis gegeben werden.
Das Wohl des Volks iſt aber bloßgeſtellt, wenn in den wich
tigſten Entſcheidungen, die eine ganze Nation intereſſiren, die
Meinung ſolcher Maänner, welchen die Kenntniß, die Freiheit
und der Patriotismus fehlen, von Gewicht, von Entſcheidung
iſt. Der Radikalismus der Wahlgeſetze iſt ein Verbrechen ge
gen die Majeſtät der Vernunft. Jeder Schritt, aus dem Ge-
webe des tyranniſchen Radikalismus heraus iſt gleich einer An
naäherung an das Jdeal der Vernunftherrſchaft.

Berlin, d. 16. Mai. Die hieſigen Blätter enthalten
folgende Bekanntmachung

Beſchluß.
Jn Erwägung daß die Gründe, welche die durch Beſchluß des

Staats Miniſteriums vom 12. November v. J. ausgeſprochene Ver
für jede im Auftrage und Jntereſſe des Allge hängung des Belagerungszuſtandes über die Hauptſtadt bedingten,

noch nicht beſeitigt ſind, in Erwägung ferner, daß noch in neueſtermeinen zu vollziehende Thätigkeit die Befähigung geſetzlich
gefordert wird, ſoll der Volksrepraſentant aus und von
allerlei Volk auf der Straße ernannt und zum abſoluten Sou
verain erhoben werden dürfen Jſt es denn wirklich wahr, daß regeln geſtattet, nur durch kräftige und vollſtändige Anwendung aller
alle Einwohner des Landes, durchaus alle, durch Studium, geſetzlichen Mittel herbeigeführt werden kann,
Nachdenken oder Jnſtinkt Einſicht und wahre Meinung in den m r r r Weiwellugen Umereg verhänßte We
ſchwierigſten Fragen des geſellſchaftlichen Lebens in den ver rungszuſtand bleibt einſtweilen nach den Beſtimmungen u unter. der
wickelteſten Staatsangelegenheiten haben Allerdings giebt es Form des Geſetzes vom 10. Mai C. fortbeſtehen
ein Dogma, ein Schuldogma, hinter das ſich die Plattköpfe 2) die Artikel 5. 6. 7. 24. 25. 26. 27 und 28. der Verfaſſungs Ur
der Geiſtesabweſenden verbergen, mit deſſen Vorwande ſie die kunde vom 5. Dezember v. J. werden für die Dauer des Belagerungs
große Menge trunken machen das Dogma der Souveraini znſtandes außer Kraft geſetzt
tät, das Dogma, daß das Volk im Rechte iſt, einen Willen Wrangel, wird mit Ausführung dieſer Anordnung beauftragt.

Berlin, den 14. Mai 1849.
Dogma iſt die Grundlage des Stimmrechts Aller, der radikan Wurtteſeee gez. Graf von Brandenburg. von Ladenberg. von

Manteuffel. von Strotha. von der Heydt.
daß Plato oder Montesquieu allein das Recht haben, über Nach vorſtehendem Beſchluſſe des Königlichen Staats Miniſteriums
eine Konſtitution zu votiren; man kann nicht einmal verlan verbleibt es bei den zur Aufrechthaltung der Ordnung während des Be

gericht angeordnet, welches die in S. 8. 9. und 10., des Geſetzes vomoder den „Geiſt der Geſetze“ verſtanden oder 10. d. Mts. vorgeſehenen Verbrechen und Vergehen zu unterſuchen und

Genies, des Wiſſens oder der Erfahrung entſtehen, verbreiten Berlin, den 15. Mai 1849.
ſich von Buch zu Buch, von Geſpräch zu Geſprach, von Zeit Der Ober Befehlshaber in den Marken.

Auf Veranlaſſung des Herrn Ober-Befehlshabers in den Markengen nie tiefer als bis zu einem gewiſſen Niveau. Selbſt in wird vorſtehende Bekanntmachung in Gemäßheit des H. 3. der Verordnung

Zeit in hieſiger Stadt Verſuche und Beſtrebungen, Aufruhr zu er-
regen, hervorgetreten find, in Erwägung endlich, daß ein Zuſtand,
welcher die Aufhebung der für Berlin angeordneten Ausnahme-Maß-

3) der Ober Befehlshaber in den Marken General der Kavallerie von

zu haben, welcher aller Vernunft Hohn ſpricht. Und dieſes
Königliches Staats-Miniſterinm.

Gewiß iſt es lacherlich, ſagt Barante weiter, zu behaupten, von Rabe. Simons.

gen, daß alle, die berufen ſind, ihre Meinung abzugeben, lagerungszuſtandes von mir erlaſſenen Beſtimmungen und wird das Kriegs-

Die Meinungen, welche in den Männern des darüher abzuurtheilen hat.

ſchrift zu Zeitſchrift in einem Theile des Volkes, aber ſie ſtei Sir
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über den Belagerungszuſtand vom 10. d. Mts. hierdurch zur öffentlichen
Kenntniß gebracht.

Berlin, den 15. Mai 1849.
Königliches Polizei Präſidium.

v. Hinckeldey.
Aus Jſerlohn befindet ſich eine Deputation hier-

ſelbſt, welche die Unterwerfung der Stadt verſpricht, wenn nur
durch die Zuſage der Amneſtie die aus der Umgegend her-
beigezogenen Poöbelhaufen entfernt werden können. Nach den
Ausſagen dieſer Männer haben ſich bei den Unruhen daſelbſt
gar keine Wehrmanner betheiligt. Die Mannſchaft war bei der
ordnungsmäßigen Prüfung der Reklamationen und der Einklei-
dung beſchäftigt, als ein Haufe von einigen Tauſenden des ärg-
ſten Poöbels von Hagen und der Enneperſtraße, Lethmathe, Elſei
und Limburg, theilweiſe bewaffnet, eindrang und durch ſein
plötzliches und überraſchendes Eindringen jeden geordneten Wi-
derſtand unmöglich machte. Den bereits eingekleideten Wehr-
mannern wurde die Montirung vom Leibe geriſſen und ſie ſo-
wohl als die achtbarſten Bürger von Jſerlohn gezwungen ſich
anzuſchließen, die ſich nun aus dem Landwehrzeughauſe bewaff-
neten. Wer irgend vermag, flüchtet von Jſerlohn, und wenn
nicht in einigen Tagen Hülfe kommt, ſo wird die Stadt dem

Pöbel verfallen ſein. (D.Berlin d. 17. Mai. Se. Excellenz der Königl. ſachſi
ſche Staats- Miniſter Freiherr von Beuſt iſt von Dresden hier
angekommen. Se. Excellenz der Königl. hannoverſche Staats-
Miniſter Dr. Stüve iſt nach Hannover von hier abgereiſt.

Durch die Allerhöchſte Kabinets- Ordre vom 28. v. Mts.
wird die Auflöſung ſämmtlicher Halbinvaliden- und Veteranen-
Sectionen angeordnet.

Die mobile Kolonne, welche zum militäriſchen Operiren ge-
gen Elberfeld und die umliegenden inſurgirten Plätze beſtimmt
iſt, wird ſich vorläufig auf 16,000 Mann belaufen. Die
aus Elberfeld angekommene Deputation iſt zwar beim Koönige
nicht vorgelaſſen worden, hat aber, wie man vernimmt, vom
Miniſterium die Verſicherung erhalten, daß die Stadt Elberfeld
vom Militär nicht beſchoſſen, ſondern nur eng cernirt werden
ſolle wenn keine Exceſſe innerhalb der Stadt weiter vorfielen.

Eine von der Deputation verlangte Amneſtie- Bewilligung
konnte wie erklärt wurde ſchon deshalb nicht ſtatthaben,
weil man gar nicht wiſſe, was ſeit der Abreiſe der Deputation
noch in Elberfeld von den Jnſurgenten verübt worden ſei. (V.

Breslanu, d. 14. Mai. Weder in Breslau, noch ſonſt
in der Provinz iſt die Ruhe weiter geſtort worden. Es ſtellt
ſich jedoch gegenwartig heraus, daß auf mehreren Punkten, na-
mentlich in Glogau, Lauban, Schweidnitz, Frankenſtein und
Brieg Aufruhrverſuche beabſichtigt waren die nur durch die
ſchnelle Unterdrückung des Aufſtandes in Breslau unterblieben
ſind. Die Waffen der Bürgerwehr in Breslau ſind bis auf
117 Stück richtig wieder abgeliefert. Jm Regierungs Bezirk
Liegnitz ſind die Landwehrbataillone Liſſa und Karie bereits ein-
getroffen und zwar in der vortrefflichſten Haltung und Ausrü-
ſtung. Weder bei der Einkleidung noch auf dem Marſche die-
ſes Bataillons iſt der geringſte Exzeß vorgekommen.

Breslau, d. 15. Mai. Das Gouvernement macht den
Beſchluß des Staats Miniſteriums bekannt, durch welchen der
Belagerungszuſtand genehmigt und die Art. 5, 6, 7, 24 28
der Verfaſſung außer Kraft geſetzt werden.

Stettin, d. 14. Mai. Die hier ſtehenden Landwehrba-
taillone ſind jetzt vollzählig und vom beſten Geiſte beſeelt. Es
macht ſich bei ihnen aber eine hoöchſt gereizte Stimmung gegen
die Demokraten kund.

Düſſeldorf, d. 15. Mai. Um dem geſtern mitgetheil-
ten Aufrufe des Oberpraſidenten Nachdruck zu geben wird bei

elberfelder Sicherheits- Ausſchuß ſowohl die düſſeldorfelberfelder
als die markiſche Eiſenbahn unfahrbar gemacht, ſo daß man ſich
Elberfeld von hier aus auf dieſen Wegen' nur bis Vohwinkel
nahern kann.

Köln, d. 14. Mai. Die militäriſchen Operationen gegen
Elberfeld ſind nunmehr auf nächſten Dienstag feſtgeſetzt; an
dieſem Tage werden die hierzu beſtimmten Truppen beſtehend
aus 10 Bataillonen Jnfanterie, 1 Bataillon Jager, 1 Regiment
Kavallerie und 18 Geſchützen, in Düſſeldorf konzentrirt und für
den Fall unter Kommando des General v. Nieſewand ſammt-
lich nach Elberfeld abgehen, wenn nicht die Barrikaden wegge-
räumt ſind und vollſtaändiges Waffenniederlegen ſtattgefunden
hat. Nach den neueſten hier eingegangenen Nachrichten betrug
die Zahl der bis geſtern Abend vollendeten Barrikaden 112;
die großte befindet ſich in der Mündung des Thales gegen Düſ-
ſeldorf und iſt meiſtens aus Eiſenbahnwagen erbaut, ſie ſoll
feſt haushoch und uneinnehmbar fur Jnfanterie ſein. Das
Haus des Miniſters v. d. Heydt iſt zum Lazaxeth eingerichtet
und auf demſelben weht eine weiße Fahne mit der ſchwarzen
Jnſchrift: „Lazareth.“

Köln, d. 16. Mai. Wie wir vernehmen werden bereits
von der Franzoſiſchen Regierung Anſtalten getroffen zur Ver-
pflegung der Armee, welche demnächſt längs der Preuß. Grenze,
150,000 Mann ſtark, aufgeſtellt werden ſoll.

Münſter, d. 13. Mai. Das Landwehr-Bataillon Wah-
rendorf iſt am 12. ausmarſchirt und hat Kantonnements bezogen.
Das Bataillon Bielefeld war bei guter Stimmung und am 12.
marſchbereit. Das Bataillon Paderborn iſt zum Ausmarſch
fertig. Jm Kreiſe Kempen hat der Pobel ſich mit Gewalt der
Waffen der Bürgerwehr und Schützengeſellſchaft bemächtigt.
Jn Elberfeld herrſcht noch daſſelbe anarchiſche Treiben. Man-
gel an Lebensmitteln macht ſich bereits geltend. Aller Verkehr
ſtockt. Jn Duſſeldorf herrſcht Ruhe. Das fremde Geſindel hat
ſich bereits entfernt und iſt vermuthlich nach Elberfeld gezogen.
Jn Krefeld und Neuß iſt die Ruhe nicht weiter geſtört worden.

WBarmen, d. 13. Mai. Der Sicherheits- und Wohl-
fahrts- Ausſchuß in Elberfeld erhebt durch ſeine Abgeordneten
bedeutende Geldſummen von den wohlhabenden Burgern, welche
zum Schutze ihres werthvollen Eigenthums ſo lange als moglich
dort verbleiben und ſich zur Erhaltung deſſelben die Erpreſſun-
gen gefallen laſſen muſſen. Die bis jetzt auf dieſe Weiſe erho-
benen Gelder ſollen an 120,000 Rthlr. betragen. Die Erhal-
tung der Fremden liegt den Burgern außerdem ob. Der Aus-
ſchuß hat ſich auch der Juſtiz bemachtigt, er läßt verhaften,
durch ein von ihm eingeſetztes Jnſtruktions-Amt inquiriren, und
ſpricht Straf-Urtheile, die in dem theilweiſe hergeſtellten Arreſt-
hauſe vollzogen werden. Marx, Anneke, Friedrich Engels und
Cantador ſind in Elberfeld anweſend und leiten mit dem von
dem Sicherheits- Ausſchuſſe abgezweigten Militär Ausſchuſſe die
Befeſtigung der zahlreichen Barrikaden. Die gutgeſinnten
Bürger machten Verſuche, ſich zuſammen zu ſchaaren um der
Schreckensherrſchaſt ein Ende zu machen. Der großte Theil
der Bürgerwehr iſt entſchloſſen, die Waffen niederzulegen, wenn
Militär anrückt. Die barmer Buürgerwehr iſt von der beſten
Geſinnung beſeilt. Sie verhindert bewaffnet jeden fremden be
waffneten Zuzug. Barmen iſt angefüllt mit Flüchtlingen aus
Elberfeld, auch ſieht man in den umliegenden Waldern Familien
lagern, die kein Aſyl finden kounnen. Der Mangel an Le-
bensmitteln wächſt in Elberfeld von Stunde zu Stunde.

Elberfeld, d. 14. Mai. Der geſtrige Tag ging voll-
kommen ruhig vorüber, obgleich eine Maſſe Auswartige die
Stadt beſuchten und ſich die Barrikaden anſchauten. Von
Grafrath wurde ein ganzer Wagen voll Landwehr- Uniformen

Hamm ein Cernirungskorps zuſammengezogen doch hat der aus dem dortigen Zeughauſe hierhin gebracht, zu welchem Zwecke,
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haben wir nicht in Erfahrung bringen konnen, wahrſcheinlich
aber um ſie dem Staate zu erhalten. Mehrmals erblickten wir
einen Trupp Bewaffneter, mit rothen Bändern an den Flinten
und mit rothen Schärpen um den Leib durch die Straßen zie-
hend. Die Republik findet durchaus unter dem Volke keinen
Anklang und ihre ſparſamen Vertreter werden entweder gleich
gültig oder mit mitleidigem Laächeln betrachtet. Bis jetzt hat
die Bewegung noch ihren rein politiſchen Charakter behalten,
und nach unſerer Ueberzeugung würde ſie ſofort aufhören und
alle Barrikaden verſchwinden, ſo bald durch den Rücktritt des
Miniſteriums Brandenburg Manteuffel die Hoffnung gewähr-
leiſtet wuürde, daß die Freiheit und Einheit des deutſchen Va-
terlandes nicht mehr durch daſſelbe gefährdet werde denn überall
im Volke haben wir die Anſicht ausſprechen hören, daß dies
der einzige Zweck der Bewegung ſei. Die Vertheidigung der
Stadt iſt vervollſtaändigt worden. Eben vernehmen wir, daß
alle Bewaffnete auf dem Engelnberg zuſammengerufen worden
ſind, um in Kompagnieen eingetheilt zu werden. Wie weni
der Sicherheits- Ausſchuß geſonnen iſt, den Charakter und die
Richtung der Bewegung durch anarchiſche und republikaniſche
Bewegungen verfalſchen zu laſſen beweiſt der Umſtand, daß
er die als Sozialiſten und Kommuniſten bekannten Herren
Anneke und Gottſchalk aus Elberfeld verwieſen hat.

Frankfurt a. M., d. 14. Mai, Abends. Jm Groß-
herzogthum Baden hat die Bewegung einen republikaniſchen
Charakter angenommen. Der badiſche Bahnzug, der um 12
Uhr aus Karlsruhe in Heidelberg anlangen ſollte, iſt bis heute
Mittag 1 Uhr daſelbſt nicht eingetroffen geweſen. Es fehlen
deshalb verläßliche Nachrichten aus Karlsruhe, Raſtatt c. Auf
der großen in Offenburg abgehaltenen Volksverſammlung ſind
folgende Beſchluſſe gefaßt worden 1) Anerkennung der Reichs
verfaſſung ohne Oberhaupt 2) Brentano und Peler ſollen ein
Miniſterium bilden 3) Einberufung einer konſtituirenden Ver-
ſammlung für Baden 4) Volksbewaffnung auf Staatskoſten
von 18 50 Jahren, alle Gemeindebehoörden abſetzen, die dies
nicht anerkennen werden 5) Freigebung aller politiſchen Ge-
fangenen und Niederſchlagung aller Prozeſſe; 6) Aufhebung der
Militärgerichte; 7) beim Heere freie Wahl der Offiziere 8) Ver-
ſchmelzung des Volksheeres mit dem ſtehenden Heere; 9) un-
entgeldliche Ablöſung der Grundlaſten 10) Selbſtſtaändigkeit der
Gemeinden neue Wahl der Gemeindevertreiung; 11) alle am
17. Jan. gefaßten Kammerbeſchluſſe als nichtig erklärt 12) ſo-
fortige Einführung der Geſchwornengerichte; 13) Abſchaffung
der alten Verwaltungsbureaukratie, an deren Statt freie Ver-
waltung der Gemeinden 14) Errichtung einer Nationalbank;
15) Abſchaffung des alten Steuerweſens, progreſſive Einkommen-
ſteuer; 16) Errichtung eines großen Landespenſionsfonds für
Arbeitsunfähige. Der Landesausſchuß beſteht aus 14 Mit-
gliedern, worunter auch 2 Unteroffiziere.

Ueber die Offenburger Volksverſammlung, deren
Beſchlüſſe bereits mitgetheilt ſind, berichtet das Mannheimer
Journal““: Am Samſtag Nachmittag fand eine Vorverſamm-
lung der Ausſchüſſe der Volksvereine ſtatt, in welcher diejenigen
Gegenſtände berathen wurden, welche am folgenden Tage der
Volksverſammlung vorgelegt werden ſollten. Es ſind vier
Punkte, die als Forderung an die Regierung geſtellt werden

Auflöſung der Kammer 2) Abtreten des Miniſteriums Bekk;
9) Einberufung einer conſtituirenden Landesverſammlung; 4)
Freigebung der politiſchen Militär und Civilgefangenen. Um
dieſe vier Forderungen nach Karlsruhe zu bringen wurde eine
Deputation ernannt die ſofort mit einem Extrazug dahin ab-
ging, mit der beſtimmteſten Weiſung jedenfalls eine definitive
Entſcheidung der Regierung mitzubringen. Am Morgen des
13. fand noch eine öffentliche Vorverſammlung ſtatt, wo die
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in der geſtrigen Vorberathung gefaßten Beſchlüſſe nochmals be
ſprochen und angenommen wurden. An der eigentlichen Volks
verſammlung vor dem Rathhaus haben ſich 10 12,000 Men-
ſchen betheiligt. Sämmtliche Beſchlüſſe ſind mit Acclamationen
angenommen worden. Nach 1 Uhr kehrte die nach Karlsruhe
abgegangene Deputation zurück und überbrachte folgende Ant-
wort des Miniſters Bekk: Die Ständeverſammlung wird in
8 Tagen ihre Geſchäfte vollendet haben worauf der Landtag
geſchloſſen wird mit der neu zu berufenden Staändeverſamm-
lung werden die weiteren, in Folge der Reichsgeſetzgebung oder
ſonſt nothwendigen Verfaſſungsveränderungen berathen werden.
Was die Amneſtie berrifft, ſo iſt ſie ſchon ſehr weit ausgedehnt,
und es ſind bereits Weiſungen an die Behörden ergangen, um
ſie noch weiter auszudehnen. Das Miniſterium wird hinſicht
lich der Frage des Rüucktritts von der ſchweren Laſt ſeines Amtes
ganz nach conſtitutionellen Grundſätzen verfahren. Die Landes
verſammlung in Offenburg erklärt: „Deutſchland befindet ſich

g fortwährend im Zuſtande voller Revolution, auf's neue hervor-
gerufen durch die Angriffe der größeren deutſchen Fürſten auf
die von der deutſchen Nationalverſammlung endgiltig beſchloſſene
Reichsverfaſſung und die Freiheit uberhaupt. Die deutſchen
Fürſten haben ſich zur Unterdrückung der Freiheit verſchworen
und verbunden der Hochverrath an Volk und Vaterland liegt
offen zu Tage; es iſt klar, daß ſie ſogar Rußlands ſämmtliche
Armeen zur Unterdrückung der Freiheit zur Hülfe rufen. Die
Deutſchen befinden ſich alſo im Stande der Nothwehr, ſie
müſſen ſich verbinden, um die Freiheit zu retten ſie müſſen
dem Angriff der fürſtlichen Rebellen den bewaffneten Wider
ſtand entgegenſetzen. Die deutſchen Stämme haben die Ver-
pflichtung, ſich gegenſeitig die Freiheit zu gewährleiſten, um
den Grundſatz der Volksſouveraänetaät vollkommen durchzufuhren;
ſie müſſen ſich daher unterſtützen überall, wo ſie angegriffen
werden. Das badiſche Volk wird daher die Volksbewegung in
der Pfalz mit allen ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln unter-
ſtützen. Die Landesverſammlung des badiſchen Volkes in Offen-
burg hat nach vorhergegangener Berathung die geſtellten An-
träge in dem Landescongreſſe der Volksvereine, nach ferner ſtatt
gefundener öffentlicher Berathung, wobei Abgeordnete aus allen
Landestheilen vertreten waren, nach fernerer ausfuührlicher Dis-
cuſſion in der Verſammlung des Volkes beſchloſſen (Folgen die
Beſchlüſſe.) Der Landesausſchuß der Volksvereine wird beauf-
tragt, die nöthigen Anordnungen zur Durchführung dieſer Be-
ſchluſſe mit allen ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln zu treffen,
und von dem Ergebniß der heutigen Volksverſammlung dem
Landesausſchuß in Rheinbayern, ſo wie den Landesausſchüſſen
der übrigen Nachbarſtaaten ſofort Nachricht zu geben. Offen
burg, den 13. Mai 1849. Jm Namen der Landes- Volksver
ſammlung. Goegg.

Mannheim d. 14. Mai, 10 Uhr. Soeben treffen
von Karlsruhe durch Reiſende, welche die heutige Nacht da-
ſelbſt zugebracht haben, höchſt wichtige Nachrichten ein. Zwi-
ſchen Jnfanterie und Dragonern iſt es in dieſer
Nacht zu einem offenen Kampfe gekommen,; bis ge-
gen 3 Uhr des Morgens wurde geſchoſſen. Die Buür-
gerwehr rückte aus und ſchlug ſich auf Seiten der Jnfanterie;
namentlich die Pompiers ſollen ſtark gefeuert haben. Der Kampf
iſt in der Nähe des „Rheiniſchen Hofes“ am Heftigſten geweſen.
Das Zeughaus wurde geſturmt. Zehn Todte ſollen als Opfer
gefallen ſein, worunter ein Rittmeiſter. Der Großherzog und

die Markgrafen ſeien geflüchtet. Jn Bruchſal wurden gleich-
zeitig Struve und Blind, ſowie ſämmtliche politiſche Gefangene,
von Militär und Volk befreit. Karlsruhe iſt in den Händen
der Bürger.

Raſtatt befindet ſich im Beſitze der Soldaten, die ſich mit



den Bürgern verbrüdert haben. Der militäriſche Dienſt wird
von Bürgern und Soldaten gemeinſchaftlich verſehen. Der Lan-
desausſchuß der Volksvereine in Baden hat ſich permanent er-
klart, um die Beſchlüſſe der Offenburger Volksverſammlung
durchzuführen. Er hat ſeinen Sitz in Raſtatt genommen. Die
Feſtungscommandantur iſt in den Händen einer von Buürgern
und Militär niedergeſetzten Kommiſſion.

Mannheim, d. 14. Mai. Eine große Volksverſamm-
lung hat ſoeben auf dem Markt ſtattgefunden. Sammtliches
Militär, Jnfanterie und Dragoner, wohnten derſelben bei;
es mögen im Ganzen 6 7000 Menſchen zugegen geweſen ſein
der Jnhalt der Reden war treues Zuſammenhalten der Bürger
und Soldaten. Herr Mördes und ein Soldat ermahnten zur
Ordnung. Die Offenburger Beſchluſſe wurden anerkannt, und
ein Sicherheitsausſchuß aus Civil- und Militärperſonen er-

waählt. (M. J.)Karlsruhe, d. 14. Mai. Vormittags. Welch ſchauer-
volle Nacht haben wir durchgemacht! Gegen 9 Uhr brach hier
ein furchtbarer Militäraufſtand in der Jnfanteriekaſerne, in
außerer Verbindung mit Handwerksgeſellen c. aus. Um 6 Uhr
waren 2 Kompagnieen von Bruchſal zurückgekehrt in wilder
Zügelloſigkeit, die meiſten Soldaten des Leibinfanterieregiments
(ein Theil ſuchte zu entkommen) zerſchlugen in der Jnfanterie-
kaſerne Alles; die Kreuzſtöocke wurden mit den Gewehrkolben
hinausgeſtoßen und kein Offizier hatte mehr Anſehen. Selbſt
Prinz Friedrich ſoll nur mit Mühe entkommen ſein. Dann
wurde die in der Kaſerne befindliche Pulverkammer geſtuürmt,
und nun begann ein allgemeines Feuern aus der Kaſerne mit
ſcharfen Patronen, es wurde jedoch hoch geſchoſſen. Darauf zog
der tobende Haufe in das Haus ſeines Oberſten Holz, das
ganz demolirt wurde, ſogar die Fußböden wurden aufgeriſſen, die
Moöbeln auf die Straße geworfen c. Auch der Fürſtenberg'ſche
Palaſt wurde beſchaädigt. Hierauf gings die lange Straße hinauf,
um das Zeughaus zu nehmen. Jetzt rückten Dragoner aus
und wehrten nach langem Parlamentiren den Angriff ab, wobei
Rittmeiſter v. Laroche, allgemein betrauert, den Tod fand;
ich ſah dieſen Morgen ſeine Leiche im Gaſthaus zur Sonne
liegen. Den Zeughaushof hatte eine Pionirwache und zwei
Kompagnieen Bürgerwehr beſetzt, im Verhältniß zum an-
dringenden Haufen eine geringe Mannſchaft. Auch hier wurde
lange parlamentirt, bis die Aufrührer zum Theil von Dachern
herab Feuer gaben, worauf die Bürgerwehr ebenfalls feuerte,
und acht, theils Soldaten, theils Leute aus ihrem Anhang todt
niederſtreckte und etliche verwundete. Auch auf Seiten der Bür-
gerwehr kamen Verwundungen man ſagt vier, vor, wovon
einer inzwiſchen geſtorben ſein ſoll. Das Zeughaus iſt gerettet.
Jm Rathhauſe wurden alle Gefangenen befreit. Das Schießen
dauerte von Abends 9 Uhr bis Morgens um 2 Uhr,
theilweiſe mit großer Heftigkeit. Heute Nacht iſt der Groß-
herzog mit ſeiner ganzen Familie von hier fort,
man weiß nicht wohin. Dieſen Morgen in aller Früh iſt eine
Deputation beſtehend aus 3 Gemeinderathen, ins Oberland
abgegangen, um dem „Landesausſchuß“ die Unter-
werfung der Stadt zu überbringen, und das Weitere
zu verabreden. Die ganze Garniſon iſt aufgeloſt, wer
fort will, kann es thun mit Gepäck und Waffen; die un
zufriedenen Soldaten gehen ſo ziemlich alle; auch Dragoner
und Artilleriſten gehen fort. Diejenigen Jnfanteriſten, welche
hier bleiben wollen, die Beſonneneren, werden bereitwillig in
die Privatwohnungen der Bürgerſchaft aufgenommen. Es herrſcht
große Beſtürzung in der Stadt viele Familien ruſten ſich zur
Abreiſe, und bald ſieht man in allen Straßen eine wahre Voöl-
kerwanderung. Bald ſind keine Pferde und Wagen mehr zu

haben, und es werden Bauernwäagen und Pferde von den Dor-
fern geholt.

11 Uhr. Die Deputation iſt zurück. Der Landes
ausſchuß, beſtehend aus 14 Mitgliedern, wird im Laufe des
Mittags hier eintreffen, um die proviſoriſche Regierung zu con-
ſtituiren. Nach mündlicher Aeußerung ſoll mit dieſer Bewegung
nichts beabſichtigt werden, als wirkliche Ein- und Durchführung
der Grundrechte und Reichsverfaſſung und ſoll auch von der
Republik keine Rede ſein. Der Ausſchuß bringt ein Bataillon
Infanterie und vier Geſchütze von Raſtatt mit und will Ruhe,
Ordnung und Sicherheit der ihm nun zugethanen Stadt ſchützen
Die Bürgerwehr ſoll aufgelöſt und nach Altersklaſſen umgebil-
det werden. Soeben erſcheint ein Plakat des Gemeinderaths,
nach welchem derſelbe und das Kommando der Bürgerwehr,
da die Regierung ſich thatſächlich aufgelöſt hat, einſtweilen die
Leitung der bürgerlichen und militäriſchen Angelegenheiten über-
nommen,; der Oberſt der Bürgerwehr iſt proviſoriſch zum Stadt-
tommandanten ernannt.

Auch die Bürgerwehren von Ettlingen und Durlach ſollen
ſich erboten haben, zum Schutze gegen die verkündete Plünde-
rung zuzuziehen. Die Auswanderung und das Fortgehen von
Soldaten einzeln truppweiſe, mit Waffen und Gepack dauert
fort. Die meiſten Offiziere ſind verſchwunden oder gehen, nach-
dem ſie die Uniform abgelegt, in Civil. Ungefähr 400 Mann
der alten Beſatzung bleiben hier und wohnen bei der Einwoh—-
nerſchaft. Alle Wachen ſind verlaſſen. 12 Uhr. Die Tromm-
ler der Linie und der Bürgerwehr ſchlagen Generalmarſch. Die
zurückgebliebenen Soldaten und die Bürgerwehr verſammeln
ſich auf dem Marktplatz das Militär wird von dem Haupt-
mann Frei, der von dem Militär beſonders hierum gebeten
worden ſein ſoll, commandirt. Nach der Aufſtellung werden
alle Wachtpoſten organiſirt, gemiſcht von Linie und Bürgerwehr.

Die Auswanderung dauert fort. Viele Perſonen vom Adel
ſind abgegangen. Jn Gottesau (Artillerie- und Dragoner-Ka-
ſerne, eine Viertelſtunde von Karlsruhe) ſollen noch ſechs Ar-
tillerie und etwa 40 Dragonerpferde ohne Mannſchaften ſein
Ein Wachtmeiſter und zwei andere Militars, welche dort woh
nen, bilden mit der heute Mittag dahin beorderten Mannſchaft
die Beſatzung. Die großherzogliche Familie ſoll ſich nach
Germersheim gewendet haben, der Großherzog durch den Part,
unter Begleitung einer Grenadiercompagnie bis auf zwei Stun-
den Entfernung. Der Stadtkommandant, General Schwarz,
ging voraus. Markgraf Maximilian paſſirte Eggenſtein und
ging von Leopoldshafen nach Leimersheim über den Rhein.
Wiele Familien ſind ſelbſt in das franzöſiſche Lauterburg.
2 Uhr. Der Landesausſchuß macht durch Straßenanſchlag
bekannt, daß er heute hier eintreffen und für die Sicherheit
ſorgen werde. Markgraf Wilhelm mit Familie iſt nach
Württemberg. 5 Uhr Abends. Um 4 Uhr kam der Lan-
desausſchuß hier an mit einem Bataillon Jnfanterie.
Brentano hielt vom Balcon des Rathhauſes eine Rede und
ſprach von Durchführung der Reichsverfaſſung; auch
Hoff von Mannheim ſprach, gemäßigt, fur Ordnung; er
hatte Beifall. Das angekommene Bataillon ſoll einquartiert

Es herrſcht zur Stunde Ruhe und Ordnung in der
tadt.

Jn Mannheim iſt desgleichen ein Sicherheitsausſchuß
gebildet die Offenburger Beſchlüſſe wurden anerkannt. Auch
dort ſtehen Bürger und Soldaten zuſammen.

Freiburg, im Breisgau, d. 14. Mai, Abends 9 Uhr.
Seit 24 Stunden leben wir im Zuſtande der Re-
volution. Geſtern Nachmittag 2 Uhr fand dahier auf dem
Schloßberg eine Soldatenverſammlung ſtatt, woran ſich alle
Mannſchaft der hier liegenden zwei Bataillone des zweiten In
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fanterieregiments betheiligten. Es wurde der Beſchluß gefaßt,
den Offizieren den Gehorſam zu verweigern und ſich ſelbſt Of-
fiziere zu wählen. Nach der Volksverſammlung zog die ganze
Maſſe, begleitet von vielen Bürgern und Einwohnern hieſiger
Stadt, an den Bahnhof, um die von der Volksverſammlung
in Offen burg Zurückkommenden zu erwarten. Nach kurzer
Weile kam der Zug und wurde von den Harrenden mit tau-
ſendſtimmigem „Hoch“ empfangen. Die gefaßten Beſchlüſſe
wurden ſodann vorgeleſen und die Menge trennte ſich friedlich.
Inzwiſchen hatte der geſtern hier eingetroffene Kommandant,
General von Geyling, Befehl zum Abmarſch ſammtlicher
Truppen des zweiten Regiments auf heute früh 7 Uhr er-
theilt. Der Abgeſandte der proviſoriſchen Regierung zu Ra

ſtatt, Heuniſch, erſuchte jedoch den General, dieſen Befehl
zuruückzunehmen, da die Soldaten doch nicht abmarſchiren wür-
den. Der General nahm ihn zurück. Alsbald bildete ſich

ein Sicherheitsausſchuß, der ſich für permanent erklarte und
die Nacht hindurch in Thatigkeit blieb. Heute fruh nun rück
ten aus den benachbarten Ortſchaften 200 Mann vom erſten
Jnfanterie-Regiment hier ein, und ſtellten ſich zur Verfügung
des Volkes, da ſie von den Beſchluſſen der Soldatenverſamm-
lung gehört hatten. Sie kamen ohne Offiziere, da dieſe ſich
dem Abmarſch nicht anſchloſſen. Jhre Fahne trugen ſie bei ſich.
Die Soldaten des 2. Regiments wollten nun auch ihre Fahne
haben, was jedoch die Offiziere nicht zuließen. Es wurde Ge-
neralmarſch geſchlagen, und die Soldaten machten Miene, die
Fahne mit Gewalt zu nehmen, wenn man ſie ihnen nicht gebe,
was denn auch geſchah. Die Bürgerwehr trat gegen Mittag
unter die Waffen. Generallieutenant v. Miller ruückte mit einem
Bataillon wurttembergiſcher Truppen und vier Geſchuützen in
einen benachbarten Ort, und forderte die Unzehorſamen auf,
ſich ihm zu unterwerfen, was dieſe jedoch nicht thaten. Es kam
zu langerm Parlamentiren zwiſchen dem wurttembergiſchen Ge-
neral und unſern Truppen; der General erklarte, er ſei Reichs
general und fordere augenblickliche und unbedingte
Unterwerfung ſämmtlicher badiſcher Truppen des 1. und
2. Regiments unter ſeinen Befehl. Unſere Truppen beharrten
jedoch auf ihrem Widerſtand worauf der General ihnen Be
denkzeit bis morgen Mittag 12 Uhr gab, bis wohin die Unter
werfung ſtatthaben müſſe, andernfalls er genöthigt ſei, die
Stadt anzugreifen. Unſere Truppen, die immerfort Zuzug
erhalten, hoffen, daß ſämmtliche wurttembergiſche Soldaten zu
ihnen übergehen werden.

Frankfurt a. M., d. 15. Mai. Die proviſoriſche Re
gierung des Großherzogthums, oder vielmehr der Republik Ba-
den, beſtehend aus Brentano, Chriſt, Struve und Blind, hat
geſtern Morgen ihren Einzug in Karlsruhe gehalten. Der Groß-
herzog hat ſich unter Bedeckung einer kleinen Zahl treu geblie-
bener Soldaten aller Waffengattungen, welchen ſich die Offiziere
der Garniſon Karlsruhe angeſchloſſen, gefluchtet und wird hier
erwartet. (Telegr. Dep. d. Pr. St.-Anz.)

Die „Karlsruher Zeitung“ bisher Organ der großherz. badi-
ſchen Regierung und von Dr. Karl Giehne redigirt, iſt unter
dem 15. Mai als Nr. 1. des Organ des Landesausſchuſſes“
erſchienen und als Redacteur derſelben iſt Karl Blind unter-
zeichnet. Dieſe erſte Nummer enthält eine Proklamation des
Landesausſchuſſes.

Aus Straßburg, d. 14. Mai. Am Sonntag Abend
erſchallten auf einmal, wie auf ein gegebenes Zeichen, langs des
rechten Rheinufers im Großherzogthum Baden die Sturmglocken.
Alles griff zu den Waffen, unterſtützt von unſern Demokraten,
welche an mehreren Orten die Republik ausrufen halfen. Jn
Kehl war die Aufregung ſehr groß. Es hat ſich ſeitdem eine
ſo große Zahl hieſiger Bürger nach Raſtatt begeben, daß unſere

Straßen ganz verödet ſcheinen. Die badiſchen Soldaten frater
niſiren mit den franzoſiſchen, nachdem die Offiziere der erſten
theils die Flucht ergriffen haben, theils eingeſperrt worden ſind.
Und dieſe badiſchen Soldaten wollen deutſche hei-
ßen? Wahrhaftig, dieſe franzöſiſchen Nothhelfer und die ba-
diſch franzoſiſche Verbrüderung eroöffnen ſchöne Ausſichten!
Franzoſen in der deutſchen Reichsfeſtung Raſtatt! Die
Bürgerwehr verſieht die Wache an der Rheinbrucke und ſowohl
an derſelben als auf mehreren anderen Punkten wehen rothe

Fahnen. (Fr. OPA.Ztg.)Mainz, d. 14. Mai, 11 Uhr. So eben ſind 4 Sechs-
pfünder und eine Haubitze nebſt Munitionswagen mit 42 Pfer-
den und 72 Mann preußiſcher Artillerie, vom Hunsruück kom
mend, hier eingerückt. Das 38. Jafanterieregiment hat Ordre
zum Ausruücken auf den Donnerstag.

Speyer, d. 12. Mai. Heute fruh um 6 Uhr marſchirte
der Reſt des 6. Linieninfanterieregiments von hier ab. Es war
ein ſehr kleines Häuflein. Bis zum letzten Augenblicke fanden
fortwährend Uebertritte von Soldaten zum Volke ſtatt. Noch
auf dem Marſche durch die Straßen der Stadt traten einzelne
Soldaten aus den Reihen, um überzugehen. Viele der uüber-
getretenen Soldaten riſſen die bayeriſchen Cocarden von ihren
Kasketen ab und verbrannten dieſelben auch die Bleche mit
dem Namenszeichen des Königs und der Krone wurden haufig
abgeriſſen. Eine bedeutende Anzahl Soldaten vom 6. Regimente
ſind einfach nach Hauſe gegangen. (O. P. 3.)

Aurich, d. 14. Mai. Die oſtfrieſiſche Landſchaft hat
heute ihren Beſchluß gefaßt. Die drei Kurien derſelben waren,
die der Ritterſchaft durch 4, die der 5 Städte durch etwa 20,
die der 10 Aemter durch etwa 50 Perſonen vertreten. Die drei
Kurien haben ſich über einen gemeinſchaftlichen Beſchluß nicht
einigen können. Zu den beiden Antragen des Stadtſyndikus
Bueren und des Rektors Ehrlenholz, von welchen der erſte zu
drohend und der zweite zu mild gefunden wurde, war noch,
als Zuſatz- Antrag zu dem Antrage von Ehrlenholz, ein dritter
durch den Herrn v. Landen zu Emden eingereicht, wonach der
Antrag ſo lauten ſollte:

Die verſammelten Stande des Fuürſtenthums Oſtfriesland
beſchließen:

1) daß in einer an Se. Maj. den König von Hannover zu
erlaſſenden Petition der dringende Wunſch ausgeſprochen
werde, unverzüglich die Wahlen zur neuen Standeverſamm
lung ausſchreiben zu laſſen, das gegenwärtige Mini-
ſterium durch ein volksthümliches zu erſetzen,
und ſich mit der von der Nationalverſammlung beſchloſſe
nen Verfaſſung des deutſchen Reiches, einſchließlich des
Reichswahlgeſetzes, einverſtanden zu erklären

2) dieſe Petition durch eine ſtändiſche Deputation von 6 Mit-
gliedern Sr. Maj. uberreichen zu laſſen;

3) bis zur Rückkehr der Deputation ſich zu ver-
tagen.
Dieſer Antrag iſt von den beiden Kurien der Städte und

Aemter faſt einſtimmig angenommen worden. Die Kurie der
Ritterſchaft entſchied ſich für den urſprünglichen Ehrlenholz'ſchen
Antrag, d. h. für die obige Faſſung ohne die geſperrt gedruck-
ten Stellen.

Swinemünde, d. 12. Mai. Die Blokirung unſeres
Hafens iſt auf Null reduzirt, denn ſeit längerer Zeit ſehen und
hören wir nichts von däniſchen Kreuzern. Die Amazone ma
növerirt im Haff, die Kanonenböte im Rügenſchen Bodden.

12. Mai, 9 Uhr. Die Lootſen ſignaliſiren ſo eben ein
Kriegsſchiff. Es ſoll 2 große Bote (moöglich Küſtenfahrer) zur
Seite haben.



Schleswig, d. 11. Mai. Jn Kopenhagen blickt man
allmälig mit einiger Beſorgniß auf die Gefahren, welchen die
daäniſchen Blockadeſchiffe in der Nord und Oſtſee ausgeſetzt
ſind. Jn der Oſtſee tritt Sommers häufig Windſtille ein, und
dann können Kanonenboöte allerdings mit Erfolg angreifen, in
der Nordſee, meint „Fädrelandet ſei ſtilles Wetter ſeltener
und die Gefahr daher geringer, doch ſei nicht unglaublich, daß
die Deutſchen mit einem der in England gekauften großen
Dampfſchiffe den Verſuch machen würden, die blockirenden Fre-
gatten zu überraſchen, weshalb zu bedauern, daß Dänemark
nicht eben ſo große Dampfſchiffe gekauft habe. Die „Berlingſche
Ztg.“ geſteht geradezu ein daß Dänemark zur Anſchaffung ſo
großer Schiffe kein Geld habe.

Wie dem Hamb. Corr.“ geſchrieben wird, erwartet man
in Kopenhagen am Schluſſe dieſes Monats den Herzog von
Leuchtenberg mit Gemahlin und den Großfuürſten Thronfolger;
bekanntlich geht ſchon ſeit einiger Zeit das Gerücht, daß der
König von Dänemark den Herzog von Leuchtenberg adoptiren
werde.
E.rritſoe bei Friederieia, d. 13. Mai. Heute Mor
gen in aller Frühe, 21 Uhr, wurde das Hervorbrechen der
Daänen aus Friedericia gemeldet und bald war ein lebhaftes
Tirailleurgefecht begonnen wodurch das 9. und 10. Bataillon,
welche nebſt dem 4. Jägercorps den Danen diesmal gegenüber
ſtand, den Feind zwangen ſich in ſeine Feſte zurückzuziehen.
Uns koſtete dies Gefecht 2 Todte und 6 Verwundete, unter
denen (9. Bataillon) 1 Haderslebener war, und 1 Nordſchles
wiger von der äußerſten Granze. Später am Tage fingen die
Daänen wie gewöhnlich an ihre Bomben und Granaten nach
unſern an den Belagerungsverſchanzungen arbeitenden Truppen
zu werfen, und wir hörten einen höheren Offizier, der zu
Pferde der Sache zuſah, verſichern, daß die Däniſchen Kano
niere allmaählig ihre Munition nicht, wie bisher oft, ohne allen
Nutzen zu verſchleudern lernten. Abends wurde ein am Fuß
Verwundeter (8. Bataillon) in das Lazareth in Kolding einge
bracht, wo unter Leitung des Oberarztes Dr. Stahl alles ir
gend mogliche fur die Kranken geſchieht, aber begreiflicherweiſe
ſowohl was Verband, als was Erquickung betrifft, an Vielem
noch Mangel iſt. Die Avantgarde der Preußen iſt heute in
Aarhuus eingerückt, General v. Prittwitz's Hauptquartier iſt in
Horſens und die Baiern ſtehen in Veile u. ſ. w. Die
oft wiederholte und auch von uns mitgetheilte Behauptung,
daß die Daniſche Armee, welche Friedericia beſetzt hat, bereits
angefangen habe nach Fühnen hinüberzuſchiffen, dürfte ſich auf
den Abzug der Bewohner Friedericia's beſchränken wobei im
merhin auch einzelne militäriſche Abtheilungen, Munitionscolon-
nen u. ſ. w. mitgefolgt ſein mögen. Daß Friedericia von Ge-
ſchützen u. ſ. f. ſchon geräumt worden ſei, und daß die Daänen
unter ſolchen Umſtanden die Eroberung der Feſtung durch
Schwächung der Beſatzung erleichtern ſollten, laßt ſich ſchwer-

lich annehmen. (A. M.)Vom jütiſchen Kriegsſchauplatze, vom 14. Mai.
Die in Friedericia eingeſchloſſenen Danen machten geſtern Mor-
gen um 3 Uhr einen Ausfall. Es war ihnen gelungen, unbe-
merkt durch die Vorpoſtenkette zu ſchleichen und die Feldwache
(vom 10. Bataillon) zu überrumpeln. Auf das 2. Jagerkorps
und das 10. Bataillon ſtoßend, wurden ſie, obgleich unterſtützt
durch Kanonenböte, nach lebhaftem Gewehrfeuer und einigem
Verluſte auf beiden Seiten raſch zurückgedrängt. Vermuthlich
hatte der Feind Kunde erhalten von dem Anzug unſerer Mor
ſer und ſchweren Geſchütze, welche Friedericia, dieſen letzten

ſen Punkt zu lenken. Seit mehreren Tagen zeigte ſich eine S
ſtarke daniſche Flotille an der Nordſpitze von Fichnen n Wilege

gefangener machte die Ausſage, daß zwei daäniſche Brigaden die
Beſtimmung hätten, den Preußen auf der Straße nach Hor-
ſens in den Rücken zu fallen. Jedenfalls ſind die Baiern ge
ſtern Morgen von Kolding nach Veile vorgerückt, in ihre Stelle j nover
Heſſen, Weimeraner und Detmolder. Das bisherige ſchöne Wet-
ter iſt heute in Regen umgeſchlagen, der mindeſtens zur Dam

fürchterlichen Staubes der Landſtraßen ſehr willkom-
men iſt.

x l24& e S Getreidepreiſe.
(Nach Berliner Scheffel und prenuß. Selde.)

Halle den 16. Mai.

kontinentalen Horſt däniſcher Kriegsmacht, in Angriff nehmen (Jeſus Gottesſohn und Menſchenſohn, Davidsſohn und Zim-ſollen. Vielleicht galt es auch nur, die Aufmerkſamkeit auf die mermannsſohn). h 8
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Sonntag Nachmittags 2 Uhr Vortrag von Wislicenus St
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Beilage zu Nr. 114 des Couriers, Halliſcher Zeitung für Stadt und Land.
Sonnabend, den 19. Mai 18A9.

Deutſchla ud.
Berlin, d. 18. Mai. Se. Excellenz der Koniglich han-

noverſche Staats Miniſter Dr. Stüve iſt von Hannover hier
angekommen.

Breslau, d. 15. Mai. Jn Breslau und der Provinz
ſind keine Ruheſtorungen vorgekommen. Auf den Bahnhoöfen
iſt eine ſtrenge Paßkontrole angeordnet, und durch eine beſon-
dere Bekanntmachung iſt darauf hingewieſen worden, daß für
die Wirthe bei nicht angemeldeten Freinden nicht allein die ge
wöhnliche Geldſtrafe, ſondern nach d. 9 der Verordnung über
den Belagerungszuſtand auch 6 Wochen bis 1 Jahr Gefangniß-
ſtrafe eintritt.

Hagen, d. 13. Mai. Unſere Bewegung dauert fort;
Iſerlohn iſt, nachdem geſtern beſchloſſen worden, es auf's Aeu-
ßerſte zu vertheidigen, neuerdings mit feſteren Barrikaden an
gefüllt. Geſtern Morgen zahlte man deren 25. Weiber und
Kinder werden aus der Stadt gebracht, und großer Zuzug
ſtrömt aus allen maärkiſchen Orten dieſſeits der Ruhr hin.
Magiſtrat und Stadtverordneten von Luüdenſcheid haben eine
Anfrage nach Iſerlohn gerichtet, wie viel Bewaffnete man von
dort aus wunſche. Außer Hagen, das faſt zuerſt in Jſerlohn
vertreten war, haben Herdecke, Boöhlen, Schwerte, Weſthofen,
Menden, Limburg, Balve, Altena, Luüdenſcheid, Plettenberg,
Meinertzhagen, Kirſpe und Dahlen ihren Zuzug ſchon hinge-
ſchickt, reſp. angeſagt. Gegenwartig befinden ſich etwa 5000
Wohlbewaffnete in Jſerlohn, und der Mangel an Munition iſt
durch den hier angehaltenen ſehr bedeutenden Patronen Trans-
port gedeckt. Einige Stunden im Umkreiſe von Iſerlohn ſind
alle Päſſe und Brücken beſetzt die bei Langſchede iſt zerſtort.
„Die im Widerſtande gegen das Miniſterium Brandenburg-
Manteuffel begriffenen Gemeinden und Städte der Grafſchaft
Mark“ haben einen Aufruf erlaſſen, in welchem ſie ſich auf die
Beſchlüſſe der deutſchen National- Verſammlung vom 10. Mai

beziehen. (Koöln. Ztg.)Soeſt, d. 14. Mai. Die Aufregung in dem hieſigen
Land wehr- Bataillon hat einer ernſteren Beſonnenheit Platz ge-
macht. Noch am Sonnabend wurde auf den Befehl, daß nach
Weſel marſchirt werden ſolle, geantwortet: Nein, wir gehen
nicht. Dieſelbe Erklärung wurde abgegeben, als anderen Tages
der Befehl wiederholt wurde. Spater aber gewann eine andere
Meinung die Oberhand, und da ſich Alle ein einmüthiges Han-
deln zum Geſetze machten, ſo ſtellte ſich heute Morgen das Ba-
taillon zum Abmarſch über Hamm und Oberhauſen nach Weſel
bereit. Daran aber wollte man feſthalten, weder gegen die
Reichs Verfaſſung, noch überhaupt gegen eine rein deutſche Be
wegung die Waffen zu ergreifen. (Köln. Ztg.)

Cuxhaven, d. 14. Mai. Das dieſe Nacht hier auf-
paſſirte Poſtdampfboot John Bull wurde von daäniſchen Kriegs-
ſchiffen vor der Elbe überholt. Daſſelbe berichtete, daß die
von Hull nach Hamburg beſtimmten Dampfböte, Lion und
Queen of Scotl., vor der Elbe von den Danen zuruückgewie
ſen ſind. Denſelben Berichte zufolge ſoll eine engliſche
Dampffregatte in der Nordſee angekommen und in Folge der
Zurückweiſung der Huller Dampfböte ſofort nach Kopenhagen
gegangen ſein der Kapitain ſoll ertlärt haben, er gebe den
Daänen bis zum 15ten d. M. Bedenkzeit.

Altona, d. 14. Mai. Eine öffentliche Erklärung der
Statthalterſchaft Schleswig Holſteins lautet ihrem weſentlichen
Theile nach: Die Statthalterſchaft hält an der Ueberzeugung
feſt, daß die Landesrechte der Herzogthümer und die Wohl-
fahrt Daänemarks neben einander Anerkennung und Beſtand

werden erlangen können. Jn dem Staatsgrundgeſetze vom 15.
September 1848 iſt für die Feſtſtellung des Verhaltniſſes der
Herzogthümer zum Königreiche Danemark die Grundlage zu
finden, deren Anerkennung allein geeignet ſein wird, einen
dauerhaften Frieden zwiſchen beiden Staaten herbeizuführen.
Dagegen wird das Verhältniß des Herzogthums Schleswig
zum deutſchen Reiche einer weiteren Verhandlung mit dem
Reiche vorbehalten bleiben müſſen. Die Herzogthümer haben
ſeit dem Beginn des Krieges zu wiederholten Malen ihre auf-
richtige Bereitw.lligkeir ausgeſprochen die Anbahnung eines
billigen Friedens nach Kräften zu erleichtern, ohne daß ſie bis
dahin einer gleichen Verſöhnlichkeit begegnet wären. Nach dem
bisherigen Verlauf des Krieges und nach den Erfolgen der
ſchleswig holſteiniſchen Waffen wird es nicht mißverſtanden wer
den können, wenn die Statthalterſchaft weiteres Blutvergießen
nur als Vemehrung des Uebels nach beiden Seiten betrachtet,
ohne daß dadurch die Erreichung des Zweckes gefordert wurde.
Es liegt indeß in der Natur der Sache und die Erfolgloſigkeit
aller bisherigen Verhandlungen hat es bewieſen daß nur von
denjenigen, welche mit dem nachſten Jntereſſe für die Sache
auch die genaueſte Kunde der Verhältniſſe verbinden ein ge-
deihliches Reſultat der Verhandlungen zu erwarten ſteht. Es
ſcheint deshalb wuünſchenswerth, daß eine Zuſammenkunft von
Delegirten des Königreichs Daänemark und der Herzogthümer
vermittelt und von denſelben das Friedenswerk berathen und
weiter gefördert werde. Die Zahl der beiderſeitigen Abgeord
neten dürfte auf 8 oder 12 feſtzuſetzen ſein, von denen je 2
oder 3 von der Statthalterſchaft und der ſchleswig-holſteini-
ſchen Landesverſammlung, ſo wie von der Königl. däniſchen
Regierung und vom däniſchen Reichstage zu deſigniren wären.
Als Ort der Zuſammenkunft ware die Stadt Lübeck oder Ham
burg in Vorſchlag zu bringen. Wie wir hoören, wird in
dieſen Tagen das Büreau der Landesverſammlung zuſam-
mentreten.

Dresden d. 16. Mai. Geſtern kam von Landshut das
1. Bataillon des 12. preußiſchen Landwehrregiments
hier an und wurde in Friedrichsſtadt einquartiert; zwei Batail-
lone deſſelben Regiments ſind ſeit mehreren Tagen ſchon in Ores-
den. Aus Freiberg und Chemnitz laufen günſtige Nach-
richten ein; Alles iſt dort in Ruhe und Ordnung. Heute
ſind alle hier lebenden Polen unnachſichtlich angewieſen, die
Stadt Dresden zu verlaſſen nur die Damen, deren einige
hier anſäſſig, ſind von dieſer Ausweiſung ausgenommen. Dres-
den war von je her ein gaſtlicher Ort fur Fremde; ein großes
Unrecht thut Der, der dieſe vielleicht zu große Gaſtfreundſchaft
mißbraucht. Die Unterſuchung auf dem Gewandthauſe
wird ganz nach dem in Sachſen geltenden geſetzlichen Gerichts
verfahren gefuhrt, und man läßt ſich eine Unredlichkeit zu Schul
den kommen, wenn man von Ausnahmsgerichten ſpricht. (L.3.)

Dresden d. 16. Mai. Die Zahl der wegen Theilnahme
an dem letzten Aufſtande Verhafteten war geſtern Abend
bis auf 533 geſtiegen, worunter die in den Hoſpitalern liegen-
den Verwundeten noch nicht mit begriffen ſind. Von den Var-
hafteten ſind bereits 71 wieder entlaſſen, darunter 7 gegen
Handgelöbniß. Unter den bis jetzt Verhafteten befinden ſich die
vormaligen Abgeordneten Heubner, Heinze, Bloöde, Tzſchucke,
Röckel, Bertling, Schmidt, Benſeler ferner der Ruſſe Ba-
kunin, der Obmann des dresdner Vaterlandsvereins Dr. Minck-
witz, Profeſſor Richter, Stadtverordneter Bromme, Poſtmeiſter
Haaſe, Adv. Heintz, Gerichtsdirector Hennig aus Wilsdruf u. A.

Wien, d. 12. Mai. Die der Peſther Zeitung vom 6.
d. M. entnommenen näheren Angaben über das wechſelſeitige



Bombardement beider Städte werden in Zweifel geſtellt. Von
Reiſenden, welche Peſth Mittwoch den 9. d. um 10 Uhr früh
verließen erfährt man, daß die Ungarn zweimal fruchtlos ver
ſucht haben Ofen zu nehmen und immer mit Verluſt zurück
geſchlagen wurden. Das Bombardement war auf beiden Sei-
ten wieder eingeſtellt worden.

Das uüber Krakau eingeruückte ruſſiſche Korps iſt bereits
am 7. d. M. in Jzdebnik eingetroffen, und brach am S. von
da nach Jordnaow gegen die ungariſche Granze auf.

Dem öſterr. Korreſpondenten iſt auf außerordentlichem Wege
die Peſther Ztg. vom 28. April zugekommen. Sie enthalt
die Beſtaätigung der Nachricht, daß Ungarn ſich wirklich von
Oeſterreich und von dem Hauſe Habsburg-Lothringen losgeſagt
hat. Auch erweiſt ſich die von ungariſchen Flüchtlingen hierher
gebrachte Nachricht, daß der Debrecziner Landtag ſeine diesfäl-
ligen Beſchlüſſe zuruckgenommen, als jeder Begründung er-
mangelnd.

Wien, d. 14. Mai. Der Transport der ruſſiſchen Trup-
pen in Mahren geht mit ungemeiner Raſchheit Tag und Nacht
vor ſich. Dabei wird das Geheimniß über deren Bewegungen
ſo ſtreng beobachtet, daß ſelbſt die unmittelbar dabei Betheilig-
ten ſo ſpät als nur immer thunlich davon Kunde erhalten.
Auf der Nordbahn ſind bis geſtern 9--10,000 M. nach Goöding
geführt worden, von wo ſie die ungariſche Grenze überſetzien.
Bis Gaäſerndorf aber iſt zur Zeit noch kein ſolcher Transport
gegangen. Die in den hieſigen Zeitungen enthaltenen Nach-
richten, daß der Fürſt Paskiewicz das Oberkommando der ruſſi-
ſchen Hulfstruppen übernommen habe, beruhen auf einem Jrr-
thume Der General Rüdiger iſt Commandant der ruſſiſchen
Corps, welche von der galiziſch-ſchleſiſch- mähriſchen Seite in Un-
garn einrücken. Die Mannſchaft ſpricht nur ruſſiſch und ſelbſt
bei den Offizieren trifft man unter 12 15 kaum Einen der
deutſch oder franzoſiſch ſpricht.

Meſtre, d. 6. Mai. Vorgeſtern hat das Bombarde-
ment des Forts Malghera begonnen, das heute, nach kur-
zer Pauſe am geſtrigen Tage, wieder aufs Furchtbarſie fortge-
ſetzt wird.

Ungarn.
Ofen. Generalmajor Hentzi,

Ofen, hat an die Bewohner Peſths am 5. Mai folgende Pro-
klamation erlaſſen: „Bei dem geſtrigen Angriff auf die Feſtung
fielen zur Unterſtützung des Sturmes in der Waſſerſtadt Kano-
nenſchuſſe von Peſth gegen die Kettenbrücke, wovon gleich die
erſten Kugeln in die Landpfeiler einſchlugen nur um 20 Schritte
kürzer hätten dieſe Schüſſe die 4 Minenofen gezundet, und das
achte Weltwunder, das herrliche Kunſtwerk, ware nicht mehr!
Jch habe bis jetzt nur nothgedrungen und ſchonend mit Geſchuütz
geantwortet, aber wenn mit dem zweckloſen Angriff zur Zerſto
rung der Bürgerhäuſer von Ofen fortgefahren wird, ſo hort
auch jede Schonung auf und es mögen den Vandalismus Jene
verantworten, die mit teufliſcher Wuth einer fremden Faktion
in ihren eigenen Eingeweiden wuüthen; der Fluch der Nachwelt
wird ihnen nicht entgehen.

Reiſende, welche am 7. Abends Peſth verlaſſen haben, er
zählen, daß das Bombardement von der Feſtung Ofen nach
Peſth zwar eingeſtellt, aber zwiſchen der Feſtung und dem von
den Ungarn beſetzten Blocksberg mit Heftigkeit, jedoch ohne
weſentliches Reſultat, fortgeſetzt wurde. Der zwiſchen dem
Blocksberg und der Feſtung liegende Stadttheil Ofen leidet na-
türlich unter ſolchen Verhaltniſſen ſehr ſtark.

Frankreich.
Paris, d. 12. Mai. Jr

Nationalverſammlung erhielt Flocon das Wort, um

z

Feſtungskommandant zu

Jn der heutigen Sitzung der

den Miniſter des Auswärtigen über die Vorgänge in Ungarn
zu befragen. Er begehrte zu wiſſen welchen Antheil die Re-
gierung an den in Deutſchland und Ungarn ſich begebenden
Ereigniſſen genommen habe, und welche Politik ſie der ruſſiſchen
Einſchreitung in Ungarn gegenüber zu befolgen gedenke. Orouyn
de l'Huys: „Sobald wir von der Abſicht Rußlands, in Un-
garn einzuſchreiten, Kenntniß erhielten, kundigten wir in Pe-
tersburg, Wien, Berlin und London an, daß ein ſolches Ereig-
niß, das die ganze Geſtaltung der Dinge in Deutſchland, wie
im Orient, durchaus umandern könne, nicht unbeachtet gelaſſen
werden durfte, und daß daher die franzöſiſche Regierung ent-
ſchloſſen ſei, auf diplomatiſchem Wege alle Mittel aufzubieten,
um den verderblichen Folgen dieſes Ereigniſſes vorzubeugen.
Die Regierung wird auf dieſem Wege beharren, ſo lange auf
demſelben eine friedliche Löſung der Frage zu hoffen iſt; ſollten

aber die jetzt anhängigen diplomatiſchen Verhandlungen nicht
mehr als hinreichend erkannt werden und die Regierung geno-

thigt ſein, energiſche Mittel anzuwenden, ſo wird ſie keinen
Augenblick zoögern, der Verſammlung deshalb die nöthigen Vor-
ſchläge zu machen

Straßöurg, d. 13. Mai Abends.
folgende telegraphiſche Depeſche ein:
Mai 4 Uhr Abends. Der Miniſter des Jnnern an die Pra-
fecten. Paris genießt der tiefſten Ruhe. Das Ver-
trauen kehrt wieder. Die Wahler ſtimmen mit Eifer. Die
Regierung hat vom General Oudinot folgende aus Palo

So eben trifft hier
„Paris, d. 13.

vom 10. datirte Depeſche erhalten. Die dritte Brigade und
das 16. leichte Regiment ſind glücklich gelandet. Die numeri-
ſche Stärke des Expeditionscorps iſt vollkommen hinreichend, um
Frankreich den Cinfluß, welchen es in dieſem Lande ausüben
ſoll, zu ſichern Morgen rücke ich vorwärcs, um eine Stellung
einzunehmen, von wo aus ich den weſtlichen Bezirk der Stadt
(Rom) beherrſchen kann. Jch bin ſtark gerüſtet in Fumiano.
Der moraliſche und Geſundheitszuſtand der Truppen läßt, eine
Anzahl von 30 Verwundeten ausgenommen, nichts zu wun-
ſchen ubrig. Die römiſche Regierung hat keinen einzigen Sol-
daten und nicht einmal einen Torniſter in ihrem Beſitze.

Niederlande.
Amſterdam, d. 12. Mai. Geſtern hielt König Wil

helm III. ſeinen feierlichen Einzug in Amſterdam und heute
leiſtete er den Eid auf die Verfaſſung, worauf ihm die Stande
im Namen des Niederländiſchen Volks huldigten.

Spanien.
WMadrid d. 8. Mai. Auf die Nachricht, daß die ſpa

niſche Flotte durch Beſitznahme der Forts von Terracina den
Neapolitanern den Weg nach Rom geöffnet hat, iſt von unſerm
Miniſterium beſchloſſen worden, daß ſofort ein Expeditionscorps
von 4000 Mann unter Cordova als erſtem und Lerſundi als

zweitem Befehlshaber nach Rom abgeſchickt werden ſoll. Ge-
neral Cordova reiſ't morgen nach Barcelona ab, wo wie
man ſagt die Expedition ſich einſchiffen wird. Man halt
hier allgemein die Abſendung dieſer Truppen für das Ergebniß
eines gemeinſamen Beſchluſſes der vermittelnden Machte, nach
welchem angeblich Rom eine Zeit lang durch eine gemiſchte Gar-
niſon von Franzoſen, Oeſterreichern, Neapolitanern und Spa-
niern beſetzt gehalten werden ſoll. (Nach einem marſeiller Blatte
iſt die ſpaniſche Expedition ſchon von Barcelona abgeſegelt.)
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ten vor allen die, auf ihrem Rechte, auf der Executive zu beſtehen.
muß daher im Namen der Centralgewalt bitten, nicht in die Rechte der-

klärt fich gegen den Antrag.

langt, daß die Disciplin nicht geſtört werde.

11

Deutſche National-Verſammlung.
Frankfurt, den 14. Mai.

(Abendſitzung.) 5Die Sitzung wird um 4 Uhr eröffnet. Der Vorfitzende verlieſt eine
Eingabe der conſtituirenden Verſammlung des Freiſtaates Frankfurt, worin
dieſelbe die hohe Verſammlung bittet, ihr an das Reichsminiſterium geſtell
tes Geſuch um Abänderungen in der Garniſon Frankfurts zu unterſtützen.
Daſſelbe ſpricht fich für Entfernung der Truppen und dahin aus daß die

Nationalverſammlung unter den Schutz der Frankfurter Bürgerſchaft ge-
ſtellt werde. Beifall links.) Der inter. Reichskriegsminiſter v. Peucker giebt

über die geſtrigen in Frankfurt vorgefallenen Exceſſe folgende Erklärung (ſ. Nr.
113. d. Cour.). Nachdem der Hr. Kriegsminiſter dieſe Erklärung gege-
ven, erhält das Wort der Abg. Backhaus, welcher verkündet, daß die Ma
jorität des Dreißigerausſchuſſes folgenden Antrag ſtelle Die Nationalver

ſammlung beſchließe Die Centralgewalt anzugehen, einen Wechſel der
Frankurter Garniſon ſofort in der Art zu veranlaſſen, daß nur Truppen
ſolcher Staaten nach Frankfurt zu legen ſeien welche die Verfaſſung an

erkannt haben.
rigkeit der Lage geboten ſondern findet dieſe Maßregel auch in dem Um-

ſtande begründet, daß viele Truppen durch ihre Entfernung von hier einer

Der Redner ſtellt dieſen Antrag nicht nur durch die Schwie

unerträglichen zweifelhaften Stellung entzogen würden. Abg. Sted-
mann, Berichterſtatter einer Minorität von neun Mitgliedern des Aus
ſchuſſes, erklärt, daß die Minorität auf wotivirte Tagesordnung antrage.
Jetzt, wo ſie die Erklärung des Hrn. Kriegsminiſters vernommen, behal-

ten fie ſich fernere Berathungen und Anträge vor. Hiezu werden meh-
rere Verbeſſerungs und Zuſatzanträge geſtellt. Der inrerimiſtiſche

Reichskriegsminiſter v. Peucker, welcher hierauf das Wort erhielt giebt un
gefähr folgende Erklärung Die Centralgewalt hat bis jetzt die Stellung

der hohen Verſammlung in ihrer vollſten Bedeutung anerkannt. Sie er
kennt aber auch ihre Pflichten gegen ſich ſelber und unter dieſen v

ſelben einzugreifen. Beifall rechts und im Centrum Ziſchen links.)
Bevor zur Discuſſion des Ausſchußantrags geſchritten wird, verlangt die

Verſammlung den erſten Gegenſtand der Tagesordnung, die Wahl des
Vicepräfidenten Abg. Biedermann wird mit 157 Stimmen zum erſten
Vicepräſidenten erwählt.
Erſter Vicepräſident Biedermann richtet einige Worte des Dankes für
das ihm geſchenkte Vertrauen an die Verſammlung, welche mit Beifall
aufgenommen werden.

Abg. Löwe aus Calbe erhielt 141 Stimmen.

Die Discuſfion über den Ausſchußantrag wird hier
Abgeordneter Plathner erhielt zuerſt das Wort. Er er-

Der einzeln daſtehende Fall der geſtrigen
Ereigniſſe muß ſeine Erledigung im Wege der eingeleiteten Unterſuchung

auf eröffnet.

ſindan. Wichtiger iſt der allgemeine in Betracht kommende Geſichtspunkt.
Es handelt ſich, wenn dieſe Verſammlung eine Verfügung über einzelne
Truppencorps erläßt, um eine Executivmaßregel. Nach dem von der National-
verſammlung gegebenen Geſetz über die proviſoriſche Centralgewalt ſteht
aber die Executive der proviſoriſchen Centralgewalt allein zu.

alſo ein Eingriff in die Rechte der Centralgewalt.
eine Vernichtung der militäriſchen Disciplin, wenn eine conſtituirende Ver-
ſammlung ſich die Verfügung über die höchſte Spitze der Executive, das

Es wäre
Es wäre aber auch

Militärweſen anmaßte. Noch wichtiger aber iſt folgender Geſichtspunkt:
Bereits iſt der Aufſtand offen ausgebrochen, bereits befindet ſich eine Reichs
feſtung im Beſitze der Aufrührer, es darf alſo nicht in die Maßregeln der

Centralgewalt, welche das Recht, die Pflicht hat, für die Wohlfahrt des
Vaterlandes zu ſorgen, eingegriffen werden. Durch eine ſolche Maßregel
wird auch eine unheilvolle Spaltung in das Militär gebracht werden und

nicht blos ins Militär, ſondern in das Volk, denn dieſe Maßregel träfe
die öſterreichiſchen preußiſchen baieriſchen Truppen.
namentlich das preußiſche Volk verletzen denn in Preußen iſt das Heer

Man wird damit

(Beifall
Man

und das Volk identiſch, denn Jedermann iſt dort wehrpflichtig.
rechts und im Centrum. Widerſpruch links. Ruf: Elberfeld.)

klagt immer über Reaction, treibt aber durch derartige Maßregeln in die
Reaction hinein. Noch haben wir, wie ſchon mehrfach bemerkt, einen Ein
heitspunkt, wofür die deutſche Ehre verpfändet iſt die deutſche Ehre ver

Wenn Sie hier eine Spal
tung decretiren, ſo ſäen Sie auch Zwietracht in die deutſchen Stäm-
me, in die deutſche Armee, und das würde gewiß rückwirken auf die
Truppen in Schleswig Holſtein. Ein ſolcher Beſchluß würde daſelbſt zu
einem ſchmählichen Ende führen. (Beifall.) Abg. Raveaux. Ich pro-
teſtire gegen den Ausſpruch meines Vorredners, daß das preußiſche Volk

identiſch iſt mit dem preußiſchen Heere. Jch würde mich ſchämen ein Preuße
zu ſein und das zu ſagen. Jch ſage Jhnen, daß jeder Preuße Urſache hat,

auf die militäriſche Geſchichte ſeines Landes ſtolz zu ſein, aber dieſe Ehre
iſt ſehr befleckt worden. Die preußiſchen Soldaten, welche in Dresden foch
ten, ſind nicht identiſch mit dem preußiſchen Volke (Großer Beifall), ſie

ſind die leidenden Werkzeuge einer verſtockten verrätheriſchen Regierung
Sehen Sie nach Rheinpreußen, wo der Kampf noch nicht entſchieden iſt.
Gehört die Landwehr Rheinpreußens nicht auch zum preußiſchen Volke und

zum preußiſchen Heere? Der preußiſche, der öſterreichiſche Soldat iſt uns
ebenſo werth wie der Heſſe, der Württemberger der Naſſauer, wenn er
deutſche Geſinnung hat. Allein anders iſt es, wenn er zum Werkzeuge
feindlicher Regierungen wird. Haben wir nicht allen Grund zu mißtrauen
Der Redner kritiſirt hierauf das Wirken der Centralgewalt, welche eine
Anarchie von Oben nicht kenne, erwähnt des geſtrigen Tagsbefehls derſel
ben, wo die Truppen an die alte Treue gemahnt würden und kommt
zuletzt auf die Exceſſe und die militäriſchen Reibereien unter einander zu
reden. Jndem er einer ſolchen ſoeben zwiſchen Oeſterreichern und Frank
furtern vorgefallenen Schlägerei erwähnt meint er So werde man Ge
legenheit finden, einen Putſch herbeizuführen und dann den Belagerungs-
zuſtand verhängen. Er erwähnt ferner eines Reſcripts des Kriegs
miniſters an das naſſauiſche Miniſterium, worin derſelbe auf eine von
dorther geſtellte Anfrage um Vereidigung dieſelbe abſchlägt. (Hört! links.)
Wie können wir Vertrauen zur Centralgewalt haben? Jn einem ſolchen
Augenblicke wo die Disciplin gelockert iſt, finde ich es ganz natürlich, daß
man zweifelhafte und zweifelnde Truppen von Frankfurt entferne. Der
Redner wendet ſich alsdann mit Vorwürfen an die Mehrheit der Verſamm
lung. Jn Baden iſt die halbe Armee in Aufruhr, fährt er fort, in einer
Bundesfeſtung halten die Soldaten Volksverſammlungen ohne daß es die
Centralgewalt verhindern konnte. Was iſt daran ſchuld Sie find daran
ſchuld, weil Sie nicht gehandelt haben. Alles blickte auf die Verſammlung,
es geſchah nichts. Das Militär befand ſich in der ſchlimmſten Lage, im
Kampfe zwiſchen Pflicht und Gewiſſen. Jch habe das auch an den Preu-
ßen ſelbſt erfahren die mir erklärten ſich in derſelben Lage zu befinden.
Sie ſind an allem ſchuld. (Lachen rechts.) Lachen Sie, es wird eine
Zeit kommen wo Sie nicht mehr lachen dürften. Beifall links.) Bei
Baden wird es nicht bleiben. Die Bewegung wird weiter gehen und Sie
werden vor ihren Folgen erſchrecken. Sie werfen uns vor, daß wir die
Executive in die Hand nehmen wollen. Ja, wir wollen die Executive in
die Hand nehmen, aber nicht bloß wir. Nehmen Sie fie in die Hand,
wir treten ſie Jhnen gerne ab, aber retten Sie das Vaterland. (Beifall.)
Bringen Sie ein Geſetz ein, daß wie in Frankreich der Präſident der
Verſammlung über die Garniſon zu verfügen habe, dann wollen wir uns
beruhigen aber handeln Sie vor allem. (Großer Beifall links.) Der in
terimiſtiſche Reichskriegsminiſter v. Peucker erklärt in Beziehung auf einige
Aeußerungen des Vorredners und auf die Vorgänge in Baden daß die
ECentralgewalt ihre Pflicht gethan habe und ferner zu thun geſonnen ſei.
Der Schluß der Debatte wird angenommen. Der Vorſitzende ſtellt die
Unterſtützungsfrage zu den Anträgen. Die Berichterſtatter erhalten das
Wort. Zuerſt derjenige der Minorität, Abg. Stedmann, welcher in
kurzen Worten den Antrag zur motivirten Tagesordnung überzugehen be-
gründet und auf einige Bemerkungen des Vorredners erwiedert. Er will
die „alte Treue“, welche zu bethätigen der Tagsbefehl die Truppen auf
fordert. Er macht darauf aufmerkſam, daß in Baden der Aufſtand aus
gebrochen ſei trotzdem, daß die Verfaſſung daſelbſt anerkannt geweſen, be
ſtätigt die vom Abg. Plathner ausgeſprochene Anſicht über die Jdentität
des preußiſchen Volks mit dem preußiſchen Heere und erklärt ſich zuletzt
dahin daß man die ausübende Gewalt denjenigen laſſen müſſe, denen ſie
gebühre. Der Berichterſtatter der Majorität Backhaus tritt das Wort
ab für den Abg. Simon von Trier. Dieſer kommt auf den Ausſpruch
des Abg. Plathner zuerſt zu reden. Er fragt: Jſt das preufiſche
Volk und das Miniſterium Brandenburg, welches die Soldaten gegen die
Bürger in den Kampf ſchickt, identiſch? Beantworten Sie mir dieſe
Frage bejahend, können Sie das bejahen, ſo will ich zugeben, daß
das preußiſche Volk identiſch ſei mit der preußiſchen Armee. Die Trup-
pen follen ihr früher gegebenes Wort halten. Die Fürſten aber, die ſich
nach der Märzrevolution für conſtitutionell erklärten, die dieſer Verſamm-
lung alle Berechtigung zuerkannten, ſie brechen jetzt ihr Wort, aber
der Soldat ſoll es halten. Beifall links Es giebt eine Politik
des Vertrauens und des Mißtrauens. Sie haben immer die Politik
des Vertrauens nach Oben befolgt. Sie werden wohl Alle darin über
einſtimmen, daß dieſe Politik geſcheitert iſt. Der Redner kommt auf
die Centralgewalt zu ſprechen, nachdem er gezeigt, wie man in Berlin
nichts von Volkes, ſondern nur von Gottes Gnaden wolle, und ruft
aus Wenn derfenige, der aus unſerem Schooße hervorgegangen iſt, den
Speer gegen die eigne Mutter kehren könnte, dann appellire ich an das
ſittliche Gefühl der Nation. (Großer Beifall links und oben.) Sollen
wir uns nicht in die Executive einmiſchen, ſo thue die Centralgewalt
ihre Pflicht. Die Durchführung der Verfaſſung gehört ihr eigentlich
nicht an wenn ſie dieſelbe nicht durchführen helfen will, ſo führen Sie
ſie durch denen es zukommt, thun Sie es nicht, ſo werden ſie Andere
durchführen, damit nicht jene Lawine, die ſich herabwälzt von Norden
nach Weſten, die ſich hinwälzen will über die Trümmer der Städte und
über die Leiber der deutſchen Stamme, ihr Ziel erreiche. (Da dieſes
Bild in Beziehung zu einem ähnlichen neulich von Herrn Wernher aus
Nierſtein gebrauchten ſteht, ſo wendet der Redner die letzten Worte an
denſelben.) Wo iſt der Sitz der Anarchie? 45 Millionen waren fur
die Verfaſſung disponirt, nur 4 Königsfamilien waren es nicht. Daher
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die Anarchie. Der Redner berührt hierauf den Umſtand, daß Hr. v.
Gagern verſprochen habe, an der Verfaſſung unwandelbar feſtzuhalten
und ſtellt es in Abrede, daß er ſein Verſprechen gehalten. Ueber die
Bemerkung des Abg. Stedtmann meint er: Aus glaubwürdiger Quelle
kommt mir die Nachricht, daß das Militär in Baden welches noch
nicht auf die Verfaſſung vereidigt iſt, ſich nun für dieſelbe erklärt habe.
(Zur Rechten.) Wenn ſich Extreme herausbilden, ſo ſind nur Sie dar-
an ſchuld, und Sie ſelvſt haben es ſich zuzuſchreiben, wenn Sie durch
die Extreme von Norden und Weſten zerquetſcht werden. Jch betrachte
die Conflicte als den Ausdruck unſerer ganzen Situation. Daß in dem
Heere ein widerſtrebender Geiſt iſt, hat Herr Raveaurx ſchon geſagt.
Jch könnte Jhnen Beiſpiele hinzufügen, allein ich will es jetzt nicht.
Der Redner ſieht Gefahren in der Rähe. Als die Centralgewalt unter
Glockengeläut in Frankfurt einzog, da brauchte ſie keine Leibgarde, aber
jetzt, wo ſie den geſetzlichen Boden verläßt, wo das interimiſtiſche Mi-
niſterium als der Ausdruck der Kriſe zwiſchen ihr und der Verſamm-
lung zu betrachten iſt, braucht ſie eine ſolche. (Beifall). Die verfaſ-
ſungsfreundlichen württemberg. Soldaten hat man heute einige Meilen
von Frankfurt entfernt, man entwaffnet den Freund, den Feind bewaff-
net man, und dann ſehen Sie, was aus der Verſammlung wird. Jn
Bockenheim hat der Major des 2. Bataillon vom 35. Jnfanterieregi-
ment der Bürgerwehr das Exercieren auf ihrem gewöhnlichen Platze
verboten mit Entwaffnung gedroht und einige Bürgerwehrmänner,
welche ſich zu ihrem Exercirplatze trotzdem begeben wollten entwaffnen
laſſen. (Hört!) Wenn Sie denn ſo treu an den Grundrechten halten,
ſo ſtimmen Sie mit uns. Wenn Sie keine anderen Farben dulden
wollen als die ſchwarzrothgoldne, nun, ſo duiden Sie auch keine
ſchwarzweißen und ſchwarzgelben. Man leſe die Proklamation des
Montagskränzchen und daneben die des Herrn Kriegsminiſters. (Der
Redner verlieſt letztere) Von jener Partei, welche nach rechts liegt
und die die Verfaſſung auch nicht will iſt in letzterer nicht die Rede.
Das Placat will Ordnung. Wir wollen auch die Ordnung, aber unter
der Reichsverfaſſung. Bald ſollte man nach jenem Placate glauben,
als ob jene nach rechts liegende Partei, welche die Verfaſſung auch
nicht will an jenem Plakate mitgearbeitet hatte. Eine Ordnung in
ihrem Sinne wollen wir nicht. (Beifall.) Wollen Sie warten bis die
Cernirung der Verſammlung vollendet, wollen Sie warten dis die Jn-
ſtructionen von Berlin angekommen bis alle Faden geſponnen ſind,
Sie zu umſchlingen, bis man kommen wird und vor Sie treten und
Jhnen Geſetze dictiren wird Dann werden ſich die Abgeordneten nach
Hauſe begeben, ſie werden erzählen, wie man ſie betrogen, es wird eine
Aufr. gung entſtehen, aber dagegen iſt man ſchon gerüſtet. Man kennt
es ja das „das wird ſich finden!“ (SBeifall.) Temporiſiren Sie nicht
länger, ſehen Sie nicht die nahe Gefahr Wir werden nicht weichen,
wir werden ausharren! Es iſt ja ein kleines, ein Lebensflammchen
auszublaſen! Der Redner ſchließt mit den Worten Wenn wir uns
auch in die Bajonnette werden ſturzen müſſen, ſo werden wir es thun
und uns der Worte Luthers erinnern Gott helfe mir, ich kann nicht
anders.“ (Großer anhaltender Beifall im Hauſe und auf den Galerieen.)
Der interimiſtiſche Herr Reichsminiſterpräſident v. Gagern. Meine
Herren, ich muß bitten, meine Doppelſtellung zu derückſichtigen. Ein
Standpunkt iſt mir durch meine Stellung geboten, meine Pflicht ge
vietet mir ihn einzuhalten. Jch glaube berechtigt zu ſein, Sie um
Schonung in Jhrem Urtheile zu erſuchen, und um ſo mehr, als Sie
heute erfahren haben daß ich in dieſer Lage nicht mehr lange bleiben
werde. Jch habe erklärt, an der Verfapſung feſtzuhalten, und ich
werde es. (Beifall.) Bin ich aus meiner Doppelſtellung heraus, dann
werde ich meinen Platz wieder einzunehmen wiſſen. Wir wiſſen, die
Phantaſie des Herrn Simon iſt heiß und lebendig er ſieht Gefahren,
wo ich Sie verſichern kann daß keine ſind. Jch verſichere Sie, es iſt
in der Abſicht des Jnhabers der Centralgewalt nichts der Verſamm-
lung Feindliches. Er äußerte ſich ſelbſt gegen mich: Jch bin mit dem
Oelzweige hieher gekommen. Ich werde niemals meine Unterſtützung
dazu bieten, daß man die Nationalverſammlung trete, aber auch nicht,
daß man die Regierung trete.
gen die Verſammlung unternähme, würde er abtreten.

Doch überſtürzen wir nicht die jetzt vorhandene gefährliche Kriſis. Wir
wollen bewaffnet ſein und ich werde meine Unterſtützung jeder Maß-
regel bieten, welche gegen einen Angriff auf die Verfaſſung gerichtet
iſt. (Beifall.) Hier iſt keine Gefahr. Die wenigen Truppen in Frank
furt, die nicht einmal hinreichend wären wenn die ganze Bevölkerung
ſich erhöbe, haben lediglich die ehrenvolle Beſtimmung die offentliche
Ordnung aufrecht zu erhalten ſie ſind aber nicht der Anſicht, daß die
Ordnung von Oben geſtört werden dürfe. Jn Beziehung auf die Hinderniſſe,
welche ſich der Ourchführung der Verfaſſung entgegenſetzen, glaube ich aus
ſprechen zu dürfen, daß da, wo wir glaubten die größten Hinderniſſe zu fin
den, ſie mir jetzt viel geringer ſcheinen. Die Durchführung der Verfaſſung
wird auf andere Weiſe auch ohne ſolche Beſchlüſſe vollführt werden. Nicht

Ehe Seine kaiſerliche Hoheit etwas ge

e Verſamr Der Reichsverweſer iſt ſeines Amtes müde und wird es, glaube ich, bard niederlegen

jene Kräfte brauchen dazu heraufbeſchworen zu werden welche wenn
einmal aufgeboten, nicht ſo leicht zu beſchwichtigen ſind. Der Redner
erſucht die Verſammlung, auf politiſchem Wege und nicht auf dem öffent-
licher Gewalt vorzuſchreiten, die ohnehin große Aufregung der Bevölke
rung zu berückſichtigen. Wenn auch augenblicklich eine Spannung zwiſchen
Volksſtämmen ſich zeigt ſie wird ſchwinden. Was die erwähnte Prokla-
mation betrifft, ſo beginnt ſie mit der Reichsverfaſſung und der Wunſch,
daß fie durchgeführt werde, ſpricht deutlich aus ihr. Das aber verfichere
ich Sie, meine Herren, daß der Kriegsminiſter, der mein Freund iſt
(Lärm und Zeichen von Heiterkeit auf der Linken und den Galerieen).
Der Redner, zu den Galerieen aufblickend: Meine Herren, diejenigen,
welche da gelacht haben, wiſſen nicht, was ſie thun oder nicht, von was
die Rede iſt! Der Kriegsminiſter will aufrichtig die Durchführung der
Verfaſſung, er ſieht in ihr das einzige Heil Preußens, das Deutſchlands.
(Großer anhaltender Beifall.) Der Vorſitzende ſchreitet hierauf zur Ab-
ſtimmung. Der zuerſt zur Abſtimmung gelangende Antrag der Minorität
auf motivirte Tagesordnung wird mit 189 gegen 124 Stimmen angenom-
men. Schluß der Sitzung 7 Uhr. Nächſte Sitzung
Dienstag den 15. Mai 10 Uhr.

Frankfurt, den 15. Mai.
(Morgenſitzung.)

Die Sitzung wird um 11 Uhr durch den erſten Vicepräſidenten
Biedermann eröffnet. Der Vorſitzende meldet, daß die Abgg. Renger
und Demel in den Dreißigerausſchuß gewä lt worden, ferner den Aus-
tritt der Abgg. Hoppenſtedt aus Hannover und Radebuſch. Der Er-
ſatzmann für Letzteren iſt bereits eingetroffen. Eingelaufen ſind ferner
ein Flottenbeitrag und viele Zuſtimmungsadreſſen aus Hannover, Sach
ſen, Preußen. Der Vorſitzende Reh, welcher auf dem Bureau erſcheint,
theilt hierauf der Verſammlung mit, daß er ſo eben von Sr. kaiſerl.
Hoheit dem Erzherzoge Reichsverweſer komme, welcher ihm eröffnet,
daß er eine weitere telegraphiſche Depeſche aus Berlin erhalten habe,
welche ihm melde, daß am 14. d. M. Abends der k. Commiſſär Berlin
verlaſſen have, alſo bis morgen Mittag längſtens eintreffen werde.
Der Reichsverweſer habe gefragt, ob ſich wohl die NationalWVerſamm-
lung beſtimmen laſſen könne, die Ankunft deſſelben abzuwarten. Nein
links.) Der Vorſitzende habe hierauf erklärt, daß er dies nicht im
Namen der Verſammlung beantworten könne und ſodann Se. kaiſerliche
Hoheit gefragt, ob er nicht in der jetzigen dringlichen Lage des Vater
landes das ihm vorgelegte bekannte Programm anerkennen und dieje
nigen Männer wieder mit der Regierung betrauen wolle welche ſich
des Zutrauens der Mehrheit der Nation erfreuten. Se. kaiſerl. Hoheit
habe erklärt, er erkenne die dringliche Lage des Vaterlandes nur zu
ſehr an und werde wohl morgen in der Lage ſein, eine genauere Ant-
wort zu ertheilen. Se. kaiſerl. Hoheit äußerte ſich: Niemand kann die
Lage des Vaterlandes tiefer fühlen als ich was ich dazu thun kann,
die Lage zu verbeſſern, das wird geſchehen. Er verſicherte den Vor
ſitzenden daß er nicht nur keinen Angriff auf die Verſammlung zuge
ben, ſondern daß er nöthigenfalls ſein Leben einſetzen werde, um die
ſelbe zu ſchützen. (Großer Beifall.) Abg. Arndt benutzt die Gele
genheit um den Vorzügen und den Verdienſten Sr. kaiſ. Hoheit die ge
bührende Anerkennung zu zollen und einige Reden zu tadeln, welche
ſeit Kurzem gegen denſelben hier gehalten worden. Er befürwortet
den Wunſch des Reichsverweſers. Beifall zeitweilige Unterbrechun
gen von der linken Seite.) Abg. Wigard, der das Wort erhalt,
meint, der preußiſche Bevollmächtigte hat ſich in unſere Angelegenhei-
ten gar nicht zu miſchen, und ſtellt den Antrag: die Nationalverſamm-
lung beſchließe, in Erwägung, daß ſie nicht zugeben kann, daß die Bil
dung eines Reichsmintſteriums von den Jnſtructionen eines preußiſchen
Commiſſärs abhängig gemacht werden könne, ſofort eine Deputation
an den Reichsverweſer zu ſenden um ihn zu veranlaſſen, noch heute
ohne Berückſichtigung des preußiſchen Bevollmächtigten zur Bildung
eines neuen Miniſteriums zu ſchreiten. Abg. Bresgen beantragt, die
Nationalverſammlung beſchließe, aus den regierenden Fürſten, welche
die Verfaſſung anerkannt haben, einen Reichsſtatthalter mit abſoluter
Stimmenmehrheit zu wählen und bis zur abſoluten Uebernahme durch
denſelben werde eine Reichsregentſchaft von 5 Mitgliedern gebildet,
welche vor der Nationalverſammlung den Eid auf die Verfaſſung zu
leiſten haben. Die Nattionalverſammlung bleibt permanent vis zum
Zuſammentritte eines neuen Reichstags. Dem Antrage des Abgeord
neten Bresgen wird die Dringlichkeit nicht zuerkannt, er wird an
den Dreißigerausſchuß verwieſen. Abgeordneter Biedermann u. G.
haben einen Antrag in ähnlicher Richtung wie der des Abg. Bresgen
eingereicht; er ſchlägt unter Anderem vor, daß bis zum Regierungs
antritte des Reichsſtatthalters Herr H. v. Gagern an ſeiner Stelle mit
einem verantwortlichen Miniſterium regiere. Der Antrag geht an den
Ausſchuß. Dem Antrage des Abg. Wigard wird die Dringlichkeit
nicht zuerkannt und derſelbe als erledigt beſeitigt. Abg. Raveauf
zeigt einen Bericht des Hreißigerausſchuſſes über einen vom Abg. Umb-
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ſcheiden geſtellten Antrag, die Bewegung der Pfalz unter den Schutz
des Reichs zu ſtellen und die Centralgewalt aufzufordern, einen Reichs
commiſſär dahin abzuſenden, um für die Reichsverfaſſung zu wirken.
Der Ausſchuß erkennt die Dringkichkeit des Antrags des Abgeordneten
Uümbſcheiden an, er wünſcht den Bericht des Reichscommiſſärs Ei
ſenſtuck und die Eröffnungen des interimiſtiſchen Reichsminiſteriums
zu vernehmen, und vehält ſich ſeine Anträge vor. Dem Wunſche
des Herrn Eiſenſtuck, jetzt über ſeine Sendung Bericht zu erſtatten,
wird von der Verſammlung nicht entſprochen. Abg. Raveaux
ſtellt ben Antrag, die Sitzung auf eine Stunde zu vertagen. Bis da
hin ſollte der Ausſchuß Bericht erſtatten. Abg. Langerfeld will,
daß man die Sitzung bis 4 Uhr vertage. Der letztere Antrag wird
angenommen und ſomit die Sitzung bis 4 Uhr vertagt. Schluß der
Sitzung 128/, Uhr.

(Abendſitzung.)
Die Sitzung wird um 4/, Uhr eröffnet. Abgeordneter Umbſchei-

den berichtet im Namen des Dreißigerausſchuſſes, daß derſelbe nach dem
Schluſſe der heutigen Morgenfitzung zuſammengetreten die Eröffnungen
des Herrn Miniſters und des ehemaligen Reichscommiſſärs vernommen
und nach gepflogener Berathung mit 16 gegen 10 Stimmen den Beſchluß
gefaßt habe, der Nationalverſammlung vorzuſchlagen
„Die Nationalverſammlung ſtellt die in der Pfalz zur Durchführung der
Verfaſſung entſtandene Bewegung unter den Schutz des Reichs und for-
dert die Centralgewalt auf, einen Reichscommiſſär hinzuſchicken, der da
für zu ſorgen habe daß die Reichsverfaſſung durchgeführt und der Bür-
gerkrieg vermieden werde. Der Berichterſtatter motivirt den Antrag des
Ausſchuſſes durch eine kurze Schilderung der Stimmung der Pfälzer, wel-
che keine Republik, keine Lostrennung von Deutſchland wollen. Selbſt
als die Republik in Frankreich proklamirt wurde und zahlreiche republika
niſche Emiſſäre daſelbſt wirkten, kam ein ſolcher Gedanke nicht bei der
dortigen Bevölkerung auf. Nicht einmal von einer Losötrennung von
Baiern, mit deſſen Verwaltung man in der Pfalz allen Grund hatte, un
zufrieden zu ſein, war damals die Rede. Der Redner,
eines ſich an der franzöſiſchen Grenze hinziehenden Kantons der Pfalz, er
klärt, daß die Bewegung der Pfalz ſonſt keinen Zweck habe, als die
Reichsverfaſſung mit Gut und Blut durchzuſetzen.
ſchlüſſe auf den dortigen Volksverſammlungen der Eid, welchen man die
Wehrmannſchaft ſchwören läßt.

Abg. Zach arig aus Göttingen, Berichterſtatter der Minorität, ſtellt im
Namen der Minorität den Antrag: die Nationalverſammlung ſtellt die
baieriſche Rheinpfalz bei der in derſelben zur Durchfuhrung der Reichs
verfaſſung entſtandenen Bewegung unter den Schutz des Reichs und fordert
die Centralgewalt auf, ſofort die geeigneten Maßregeln zur Verwirkli
chung des Schutzes der allen Rechten und Jntereſſen gebührt, zu tref-
fen.
den Anträgen.

zu beſchließen:

ſelbſt Beamter geſchaffene Freiheit retten.

Dies bezeugen die Be

Der Redner findet einen geringen Unter-
ſchied zwiſchen dem Antrage der Minorität und dem der Majorität. hoten. (Beifall.) Jch verſtehe nicht, in wie weit ich die Trageweite mei

hier aus ein anderer Weg eingeſchlagen, der Hoffnung daß man in derPaulskirche endlich begriffen, was zu thun ſei. Ecſen nahm die
Bewegung die Richtung an, welche ich in meiner Proklamation angege
ben, ich überzeugte mich, daß man geſonnen war, der rein deutſchen
Bewegung einen geſetzlichen Halt zu geben. Sofort begab ich mich na
Kaiſerslautern. Bei der Lage der Dinge im Lande war es einfach,
der Landesvertheidigungsausſchuß des Landes von allen Seiten ſich der
Zuſtimmung erfreate. Die Mannſchaft ſtand ihm zur Verfügung, Geld
ſammlungen, an denen ſich die Woylhabenöſten mit Beiträgen von
100, 200, 300 fl. betheiligten, waren im Gange. (Bravo.) Es war
irrig, zu glauben, der Landesvertheidigungsausſchuß ſei durch eine plötz
lich zuſammengekommene Volksverſammlung gewählt worden. Der Een
tralausſchuß der Volksvereine hatte Alle, die ſich als Bürger legitimi
ren konnten, die Führer der Volkswehr, die Mitglieder des Parlaments
zu einer Vorberäthung zuſammenberufen, aus deren Beſchlüſſen der
Landesvertheidigungsausſchuß hervorging. Jch fand in dem Ausſchuß
die verſchiedenen politiſchen Fractionen vertreten, der äußerſten, wie der
mehr nach rechts liegenden, nach meiner Anſicht nämlich giebt es über
die Fraction der Weſtendhalle hinaus kein weiteres Rechts mehr. (Hei
terkeit.) Auf meine Vorſtellungen hin beſtimmten ſie, ſich in dem Sinn
meiner Bekanntmachung fügen zu wollen. Sie, meine Herren haben
in ihrem Beſchluſſe vom 10. Mai das deutſche Volk aufgefordert die
deutſche Verfaſſung durchzuführen. Ich gab Jhnen für den äußerſten
Fall die Befugniß, gegen gewaltſame verfaſſüngsfeindliche Angriffe
gleichfalls gewaltſam vorzuſchreiten. Durch meine Veranlaſſungen hin
derte ich weitergehende Beſchlüſſe und glaube ſo mein Mandat erfüllt
zu haben. Die Pfälzer ſind ein Volk, welche ſeit 50 Jahren in dem
vollſten Genuſſe der Freiheit leben, ſich der einfachſten Einrichtungen
erfreuen. Man hatte die Notywendigkeit begriffen, Baiern gegenüber
ſich für die Verfaſſung zu erklären, man fühlte ſich auf geſetzlichem
WBoden, man wollte die neue durch die Volksſouveränetät in Frankfurt

Dieſen Umſtand verückſichrigend handelte
ich. Man kann mein Mandat doctrinär auslegen und finden, daß ich
Unrecht handelte, allein darauf werde ich nicht antworten es müßte
ſonſt alles als unwahr erklärt werden was ich Jhnen von der Geſetz
lichkeit und dem Geſetzesgefühle der dortigen Bevölkerung ſagte. Würde
man es, ſo müßte ich glauben, die Centralgewalt habe ſich nur geſtellt,
als ob ſie etwas thun wollte, ſie habe aber wieder nur lau Waſſer ge

nes Mandats nicht degriffen haben ſoll, vielleicht weil ich die preußi-
ſchen Truppen zurückbeorderte, welche auf das Verlangen des Komman-
danten von Landau für jene Feſtung beſtimmt wurden. Das Gerücht

war in der Pfalz verbreitet, daß Preußen kommen die Aufregung war

ein Land welches ſich einſtimmig zu Gunſten der Verfaſſung erhebt, den
Schutz der Verſammlung zu beanſpruchen das Recht har; allein ſie hat
geglaubt
der Antrag der Majoritat. Die Diskuſſion wird eröffnet. Zuerſt er-
hält das Wort der ehemalige Reichscommiſſar für die Pfalz, Abg. Ei-
ſenſtuck. Er bedauert daß die Verſammlung in dieſem ernſten Augen
blick, wo Einigkeit geboten iſt
habe, daß ſie einem aus ihrer Mitte geſendeten Reichscommiſſar das Wort
verweigert habe, und geht alsdann über zu dem Berichte über ſeine Thä-
ngkeit in der Pfalz.
ner Freunde aus der Pfalz in dieſer Verſammlung dazu bewogen
mir das Amt eines Reichscommiſſärs für die Pfalz angeboten wurde, daſ
ſelbe anzunehmen. Es kam die desfallfige Aufforderung an mich.
bemerkte mir daß man den Landesvertheidigungsausſchuß wegen ſeiner
revolutionären Maßregel vom 3. Mai nicht beſtehen laſſen könne. Jch er
klärte, nach Befinden die Beſchlüſſe deſſelben modifiziren zu laſſen
nebenbei zu bemerken, daß ich jedes Einruücken von preußiſchen Truppen
als eine feindliche Jnvaſion betrachten wurde und machte endlich die Cen

ſich nicht in jener ſpeziellen Weiſe ausdrücken zu durfen wie

eine Seite des Hauſes dadurch verletzt

Man

tralgewalt darauf aufmerkſam, daß man ſelbſt im äußerſten Falle vor ei-
ner proviſoriſchen Regierung nicht zurückſchrecken durfe. Mein Mandat
beauftragte mich die Beſchlüſſe des Ausſchuſſes vom 3. Mai durch ihn
ſelbſt aufheben zu laſſen und falls es nothwendig waäre, ſie von Reichs
wegen aufzuheben. Am 5. Mai reiſte ich ab, ich begab mich am 6. zu
einer Volksverſammlung nach Neuſtadt. Zuerſt trat ich jedoch mit dem
Regierungspräſidenten zu Speyer ins Vernehmen, machte ihn auf das
Widerſtreben des Frankfurter und des bateriſchen Rechtes aufmerkſam und
erhielt die Erklärung er werde der Bewegung keine Hinderniſſe in den
Weg ſetzen wenn fie nicht gegen die Landesgeſetze verſtoße.
fand ich einen Jubel in der Bevölkerung, wie ich ſeit den Tagen des
März keinen ähnlichen in Deutſchland erlebt habe. Die Bürgerwehr
ſtellte ſich mir zur Verfügung. Allein dieſe Begrüßung galt nicht meiner
Perſon es war der Jubel des Gefühles, daß man hoffte, es werde von

Jn Neuſtadt

re kommen, es wäre ein Maſſacre gekommen, wie wir noJch wurde zunächſt durch die dringliche Bitte mei ſſ s
falls ſenbahnzuge gekommen.

ſinnten General.gab ſi i G a

eine ungeheure. Was konnte ich Beſſeres than? Man kennt die feind

e liche Geſinnung des preußiſchen binets beDer Redner findet auch keinen erheblichen Unterſchied in den bei er u Altes preußiſchen Kabinets gegen die Verfaſſung und be

Auch dic Minorität iſt von der Anſicht ausgegangen daß rgt Jch din weit entfernt, die preußiſchen Truppen
mit ihren Führern zu verwechſeln und dieſe wieder mit den oderſten Lei-
tern, ich din weit entfernt, die Schandthaten, welche von preußiſchen
Truppen in Dresden verübt wurden, identificiren zu wollen mit dem
preußiſchen Volke. (Großer Beifall.) Allein hier war dieſe Maßregel
geboten. Aber in dem Augenblicke, wo es mir gelungen war, die Cen-
tralgewalt zu populariſiren, war man von hier aus wieder bemüht, das
Gegentheil zu thun. Jn Neuftadt war bereits das Volk unter den
Waffen, die Bevölkerung lag am Bahnhofe wie eine Kagtze vor der
Mausfalle (Heiterkeit), und ich ſage Jhnen, wären die Truppen ge

keines in un
ſerer Revolution erlebt, die Truppen wären nicht lebendig aus dem Ei

Die Pfälzer haben wegen der früheren wieder
yolten Angriffe auf ihre Freiheit ein politiſches Mißtrauen, und ſo wie
früher gegen Baiern, ſo jetzt gegen Preußen. Jch begab mich nach Lan
dau; ich fand in dem Kommandanten der Feſtung einen echt deutſch ge

Jch fragte ihn, warum er den Kriegszuſtand erklärt
habe. Er antwortete mir auf meine Frage, daß er die Beſatzung gegen
Außen ſchützen zu müſſen glaube, dieſelbe ſei demoraliſirt und lebe in
einer gewiſſen Fraternität mit der Bürgerſchaft. Jch erklärte in mei
nem Sinne, daß ich eine ſolche Demoraliſirung eher eine Moraliſirung
nennen möchte. (Heiterkeit.) Jch ſagte ihm keine Truppen und ſeien
es baieriſche, in die Feſtung zu laſſen ohne Befehl der Eentralgewalt,
und ob er die Beſatzung nicht beeidigen laſſen, wodurch dieſelbe aus ih-
rer zweifelhaften Stellung käme. Der General erklärte mir, er ſet h
vereit dazu das zu thun, ſobald ihm von ſeiner Oberbehörde der Befe l
dazu werde. Jch freute mich über dieſe Geſinnung eines deutſchen Ge
nerals, ſondirte hierauf die Truppen, natürlich die Gemeinen, und fand
bei ihnen denſelben Geiſt, wie in der Pfalz; ich fand, daß die baieri
ſchen Truppen wohl auch ohne Befehl auf die Preußen geſchoſſen hät
ten, wenn ſie hingekommen wären. Jn Zweibrücken, wohin zu ge
hen ich auch aufgefordert wurde, drückte man mir Namens des
Ausſchuſſes den Wunſch aus um der Bewegung einen feſten Halt zu ge
ben, möchte man 3 Bataillone ächter ſchwarz roth goldener Truppen in
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die Pfalz ſenden um die Punkte Kaiſerslautern und Zweibrücken zu be
ſetzen. Jch ſchrieb nach Frankfurt und verlangte das Frankfurter Batail
lon, ein heſſiſches und ein württembergiſches. Die Antwort auf meine
Depeſche war die Zurücknahme meines Mandats. (Hört! Pfui! links.) Jch
vekam dieſes Abberufungsmandat um 12 Uhr Nachts, als von Homburg
her die Sturmglocken läuteten. Wie ein Lauffeuer ging die Botſchaft durch
die Stadt, man machte allerlei Combinationen, das Mißtrauen wuchs.
Jch veröffentlichte dieſe Nachricht in einer Proclamation, bedauerte aber
ſehr, daß man mich nicht wenigſtens durch meinen Nachfolger abberufen
ließ und die Pfalz ſo fortdauernd unter den Schutz des Reichs ſtellte. Meine
Herren, ich will nicht die Folgen dieſes Schrittes verantworten. Als ich
an die Rheinſchanze kam fand ich, daß ſich daſige bayeriſche Truppen auf
den Boden der Verfaſſung geſtellt hatten, ſie erſuchten ihre Offiziere, daſ
ſelbe zu thun. Als dieſe es verweigerten, ſchickten fie eine Deputation an
dieſelben und ließen ſich einen Revers uuterſchreiben, nicht gegen die Reichs
verſammlung kämpfen zu wollen. Jch gab meine vollkommene Billigung
über das Geſchehene zu erkennen (Heiterkeit) und die Truppen wurden ſo
fort nach Kaiſerslautern geſchickt.
nicht lange ohne Reichsſchutz zu laſſen. Jch habe geſehen, fährt er fort,
zu welchen Schritten man gehen muß, jetzt, da man ſich wieder ſchutzlos
findet. Dazu bietet die Proclamation des dortigen Ausſchuſſes, welche jedoch
wieder den legalen Sinn der Pfälzer darthut, einen Beleg. Der Redner ver-
lieſt die Proclamation, durch welche die Pfaälzer auf den 17. d. Mts. na
Kaiſerslautern gerufen werden, um über eine proviſoriſche Regierung zu be
rathen und ſie zu wählen. Das find die Folgen. Wenn Sie nicht von hier aus raſch
wieder gut machen, was durch Läſſigkeit verdorben worden, ſo ſtehe ich Jhnen
nicht gut dafür, daß nicht beſonders durch fremde Einflüſſe die dortige
Bewegung einen ganz anderen Charakter annehme.
geſchildert zu haben was es mit der Bewegung in der Pfalz für eine
Bewandtniß hat, ſie iſt hervorgegangen aus dem tiefen Unwillen eines
freien Volkes welches ſich verletzt ſieht in ſeinem Rechtsgefühle. (Beifall.)
Der Redner wirft hierauf einen Blick auf die Vorgange in Sachſen ſei
nem Vaterlande, wo die rothe Monarchie während ſeiner Abweſenheit ge
fiegt; er macht der Verſammlung Vorwürfe über die abwartende Haltung,
die ſie gegenüber Sachſen gegenüber dem brennenden deutſchen Florenz
beobachtet, in welchem preußiſche Bajonnete die Beſtrebungen für die Ver-
faſſung niederhielten. Täuſchen Sie nicht meine Herren die Hoffnungen
der Nation büten Sie ſich daß ſich ihr Segen nicht in Fluch verwandle,
helfen Sie der Pfalz mit Entſchiedenheir und Entſchloſſenheit. (Großer
Beifall links und aufiden Galerieen.)

Der Redner erſucht dringend, die Pfalz

Jch glaube Jhnen

gen traf, die nur dem Obercommandanten der Feſtung zuſtehen. Es mag
das aus entſchuldbarer Unwiſſenheit geſchehen ſein und es war vielleicht
ein Fehler des Miniſteriums, ihn nicht darauf aufmerkſam gemacht zu ha
ben. Jch bedaure, daß damals eine Verſtärkung der Garniſon nicht ſtatt
gefunden hat, die Folgen zeigen wie nothwendig ſie geweſen wäre. Was
die von Hrn. Eiſenſtuck als eine freiwillige bezeichnete Vereidigung der
Truppen betrifft, ſo iſt ſie nicht zu rechtfertigen ſie läuft den Beſchlüſ
ſen dieſer Verſammlung entgegen, eine ſolche re verträgt ſich
nicht mit dem Organismnus des Staates. Dem Verlangen nach 3 Batail-
lonen hat nicht Folge gegeben werden können, weil das Miniſterium wußte,
daß die Pfalz kein Angriff bedrohte. Wie hätte durch ſie nach dem Wun-
ſche des Ausſchuſſes der Bewegung ein feſterer Halt gegeben werden ſol-
len? Anſtatt zu beſchwichtigen regte Hr. Eiſenſtuck auf. Man leſe die
Proclamation worin derſelbe der Bevölkerung zuruft: Vielleicht ſtehen
ſchon jetzt feindliche Heere an Euren Grenzen!“ Dieſe Proclamation war
gewiß nicht zu beſchwichtigen geeignet. Das Miniſterium iſt wahrlich nicht
an dem Schuld, was in Dresden geſchehen und wenn es die Truppen
auf Dampfwagen hätte hinſchicken können, ſo wären ſie nicht mehr zur
rechten Zeit gekommen. Der Redner erklärt fich für den Antrag der Mi-
norität, er findet ihn übereinſtimmend, mit dem ernſten Beſtreben, feſtzu-
halten an der Verfaſſung auf dem Boden den er ſchon öfters von dieſer
Tribüne herab bezeichnet hat. (Beifall.)

Die Discuſſion wird hiermit als geſchloſſen erklärt. Die Berichter-
ſtatter haben noch das Wort. Abg. Haubenſchmied bringt einen An-
trag auf motivirte Tagesordnung ein. Abg. Zachariä ſpricht als Be-
richterſtatter der Minorität für den Antrag derſelben.

Schließlich erhielt noch Abg. Umbſcheiden als Berichterſtatter der Ma-
jorität das Wort. Er widerlegt zuerſt einige Behauptungen des Miniſters,
vertheidigt das Verhalten Eiſenſtuck's, welches er als das für die Pfalz al-
lein geeignete erklärt. Er lieſt einen Brief des Bürgermeiſters Kolb von
Speyer welcher es beſtätigt, daß die Aufregung wegen des Gerüchts der
Einrückung der Preußen eine ungeheure geweſen billigt die Maßnahmen
des Reichscommiſſärs in Landau, da doch der Feſtungscommandant auch

unter dem Befehle des Miniſteriums ſtehen müſſe ſieht darin daß man
die auf einem andern Weg angerückten Preußen verköſtigre, nur den be-

benſchmied auf motivirte Tagesordnung findet keine Unterſtützung.

Jnterimiſtiſcher Reichsminiſterpräſident v. Gagern: Es iſt Niemand
von uns der ſich nicht freuen wird, wenn in einem Lande einſtimmig die
Verfaſſung anerkannt wird, die legale Erhebung der Pfalz hat unſere gan
zen Sympathieen. Aber die genauen Grenzen dieſer Bewegung zu beſtim-
men und einzuhalten, war die Aufgabe Herrn Eiſenſtuck's.

gabe, denn jeder Unbefangene muß einſehen, daß eine ſo einſeitige Parteiauffaſ-
ſung unmöglich Hand in Hand mit einer Verwaltung gehe, wie die unſrige iſt.
Der Redner verlieſt die Herrn Eiſenſtuck gegebene Vollmacht, worin be
ſonders die Aufrechthaltung der Geſetze dem Reichscommiſſär zur Aufgabe
geſtellt wird. Ein Hauptauftrag von ihm war die Beſchlüſſe des Landes-
verheidigungsausſchuſſes entweder durch den Ausſchuß ſelbſt aufheben zu laſ-
ſen eder ſie von Reichswegen aufzuheben.
dazu gekommen Herrn Eiſenſtuck zu ſchicken. Es geſchah auf die Bitte
von Pfälzer Abgeordneten aus der Nationalver ſammlung und aus dem
bayeriſchen Landtage. Sie drückten den Wunſch aus, daß man es zu ver-
hindern ſuchen müſſe, daß die Pfalz nicht der deutſchen Bewegung voran
eile. Man machte mich aufmerkſam darauf, daß ich einen Mann hin-
ſchicken müſſe, der dort allgemeines Vertrauen genieße und der linken Seite
des Hauſes angehöre. Jch folgte dieſem Rathe, und wenn ich in Herrn
Eiſenſtuck einen Mann ſchickte, der meine Geſinnung nicht theilt, ſo geſchah
es in der Hoffnung daß derſelbe Alles anwenden werde, um zu beſchwich-
tigen um Ruhe herbeizuführen und die Pfalz, nach dem Wunſche der Ab-
geordneten, vor Ueberſtürzung zu wahren. Wenn ich dadurch einen Fehler
begangen habe ſo bereue ich es jetzt und trage den Schaden davon. Jch
glaube es, daß die Anweſenheit des Herrn Eiſenſtuck eine gute Wirkung
auf die Maſſen hervorbrachte, aber Herr Eiſenſtuck hätte nicht eine Behörde
wie den Ausſchuß von Reichswegen über alle übrigen Behörden des Landes ſetzen
ſollen dies uberſchritt ſein Mandat, eine ſolche Verfügung ſtünde nicht
dem Miniſterium ohne Einwilligung der bairiſchen oberſten Behörden zu.
Der Commandant von Landau hat berichtet, daß er ſich auf ſeine Mann
ſchaften nicht verlaſſen könne, und daß ſich auf der franzöſiſchen Grenze
eine Zahl polniſcher und meiſt fremder Offiziere aufhalten welche bereit
ſeien ſich an die Spitze der Volksbewaffnung zu ſtellen und daß er um
Verſtärkung bitte. Das dahin beſtimmte preußiſche Bataillon hatte die Pfalz
bereits auf einem andern Wege durchſchritten, war bis 4 Stunden vor
Landau gekommen, war gut emfangen und genährt worden nur in die
Städte ließ man es nicht ein. Hr. Eiſenſtuck hat die Vollmachten jedes
Civilcommiſſärs überſchritten indem er in einer Reichsfeſtung Anordnun-

Die Ausein ſerige aufzufordern
anderſetzung, welche er Jhnen ſoeben gegeben, erleichtert mir ſehr meine Auf

kannten guten Sinn der Pfälzer; er ſchließt mit der Bitte ſich der Pfal;
anzunehmen im Sinne des Majoritärsantrags. Der Redner verläßt die
Tribüne unter dem Beifalle der linken Seite.

Es wird hierauf zur Abſtimmung geſchritten. Der Antrag von Han-
Zuerſt

gelangt zur Abſtimmung der Antrag der Majoritär. Da das Ergebniß
der Abſtimmung durch Aufſtehen und Sitzenbleiben zweifelhaft iſt, wird
zur Abſtimmung mit Stimmzetteln geſchritten. Der Antrag wird mit 180
gegen 136 Stimmen abgelehnt. Der Antrag der Minoritaät wird ange-

Ein Zuſatzantrag des Abg. Culmann u. G.: Das Mini-
abermals einen Reichscommiſſär in die Pfalz zu

ſchicken welcher dieſe Thätigkeit in derſelben Richtung zu entwickeln habe,
wie dies von Herrn Eiſenſtuck geſchehen wird abgelehnt

Der Vorſitzende verlieſt einen Dringlichkeitsanrrag des Abg. Mitter-
maier: „Die Centralgewalt aufzufordern, zwei Reichscommiſſare mit aus-

gedehnter Vollmacht ungeſäumt nach Baden zu ſchicken, um die nöthigen

Der Redner erzählt, wie er

Maßregeln im Jntereſſe des Landes, des Reiches und der Reichsverfaſſung
zu treffen.

Abg. Mittermaier: Die Zeit eilt zu ſehr, wir dürfen nicht ſäu-
men. Durch den undeutſchen Widerſtand einiger deutſchen Fürſten gegen
die Verfaſſung hat ſich in Baden ein trauriger Zuſtand entwickelt, wir
müſſen trachten ihn auf den Weg der Geſetzlichkeit zurückzuführen.

Abg. Buß: Mein Vaterland iſt wirklich in vollſtändiger Auflöſung
begriffen, der Großherzog iſt geflohen, die Volksvertreter desgleichen die
Armee iſt desorganifftrt. Wären die Volksvertreter geblieben dann wäre
es nicht ſo weit gekommen. (Heiterkeit.)

Der Antrag des Abg. Mittermaier wird als dringlich anerkannt und
angenommen. Die nächſte Sitzung wird auf morgen Mittwoch den 16.
Mai 4 Uhr anberaumt. Schluß der Sitzung S Uhr.

Das 16te Stück der Geſetz-Sammlung, welches heute ausgegeben
wird enthält unter

Nr. 3123. den Allerhöchſten Erlaß vom 30. März 1849, betreffend das
der Stadt Langenſalza bewilligte Recht zur Erhebung eines
Chauſſeegeldes auf der in ihrer Feldmark belegenen chauſſir-
ten Strecke der Langenſalza Tennſtädter Straße und der die-
ſelbe mit der Heiligenſtadt- Gothaer Chauſſee verbindenden

Chauſſeeſtrecke
3124. Desgleichen vom 4. Mai 1849, betreffend den Angriff der

e auf der Eiſenbahnſtrecke von Dirſchau nach Dan-
zig Un

3125. die Verordnung vom 17. Mai 1849, betreffend die Verlän-
gerung der Zahlungszeit der Wechſel in Elberfeld und Barmen.

Berlin, den 18. Mai 1849.
Geſetz-Sammlungs-Debits-Comt dir.

t
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Bekanntmachungen.
Nothwendiger Verkauf

Preuß Land u. Stadt
Königl. Preuß. Land u. Stadt-gericht zu Halle a. d. S.

Das hierſelbſt in der Leipziger Straße
unter Nr. 1640 belegene, dem Mühlen-
beſitzer Johann Friedrich Teuſcher
gehörige Haus und Gartengrundſtück, nach
der nebſt Hypothekenſchein und Bedingun
gen in der Regiſtratur einzuſehenden Taxe
abgeſchätzt auf 5921 F 16 ſoll
am 25. Auguſt 1849 Vormittags 11 Uhr

an ordentlicher Gerichtsſtelle hierſelbſt, Zim
mer Nr. 6 vor dem Deputirten Land-
und Stadtgerichts- Rath Stecher meiſt-
vietend verſteigert werden.

Subhaſtations:-Patent.
Nothwendiger Verkauf.
Kreisgericht Delitzſch.

Die nachſtehenden, dem Gutsbeſitzer
Chriſtian Ziermann zu Goördenitz
zugehörigen Grundſtücke, als:

1) das Anſpaännergut zu Goördenitz,
Nr. 4 des Hypothekenbuchs mit einer
Hufe Feld,

2) das Anſpännergut zu Goöördenitz,
Nr. 11 des Hypothekenbuchs mit einer
Hufe Feld,

beide Grundſtücke zuſammen abge-
ſchätzt auf 8606 Thaler,

3) eine halbe Hufe Feld in Gördenitz
Mark, Nr. 7 des Hypothekenbuchs,

abgeſchätzt auf 1900
zufolge der nebſt Hypothekenſcheinen in un-
ſerer Regiſtratur einzuſehenden Taxe, ſollen

am 29. November 1849, 11 Uhr,
an Ort und Stelle zu Goördenitz ſub-
haſtirt werden.

Eine eiſerne Geldkaſſe ſteht billig zu
verkaufen große Ulrichsſtraße Nr. 70.

Bei Unterzeichnetem ſteht ein übercom-
plettes Pferd, Fuchshengſt, 10 Jahr alt,
zu verkaufen.

Zſcherben. K. Boööge.

Ein Handlungs-Commis, der als Ver-
nnce—

käufer in einem Colonial Waarengeſchäft
ſich genuügende Zeugniſſe ſeiner Brauchbar-
keit erworben hat, findet zum 1. Juni

eine angenehme Stellung, und werden
Adreſſen unter H. K. in der Expedition
des Couriers entgegengenommen.

Ein ſtarkes fettes Schwein ſteht zum
Verkauf bei Krüger in Garſena.

Montag den 21. u. Donnerstag den 24.
Nai iſt Broihan zu haben im Schwemm-
brauhaus bei Müller.
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Jm Verlage von G. P. Aderholz in Breslau iſt ſo eben erſchiin der Schwetſchke'ſchen Sort.-Buchh. (Pfeffer) in Halle zu ad und

Das Feuerverſicherungsweſen
nach preußiſchem Nechte.

Zuſammenſtellung der hierauf bezüglichen Geſetze und admi
niſtrativen Verordnungen zum praktiſchen Gebrauche.

Herausgegeben von Heinrich Gräff, Juſtizrath.
gr. 8. geh. Preis 12

Das Werk enthält die vollſtändige Zuſammenſtellung aller auf das Feuerverſiche-
rungsweſen bezüglichen geſetzlichen und adminiſtrativen Vorſchriften, welche allgemein
Gültigkeit haben. Der Text des Werkes zerfällt hiernach in drei Abſchnitte,
von denen der erſte das Geſetz vom 8. Mai 1837 mit deſſen ergaänzenden und erlaäu-
ternden Verordnungen, der zweite und dritte aber die Verſicherung gegen Feuers-
gefahr bezüglichen Vorſchriften des allgemeinen Landrechts und des rheiniſchen Geſetz
buches enthalten.

ne
un nun

Verſteigerung Königl. Graditzer Hauptgeſtüt-Pferve.
Sonnabend den 16. Juni 1849 von Vormittags 10 Uhr ab ſollen auf dem

Königl. Geſtuthofe zu Repitz bei Torgau einige 20 Stuück Graditzer Geſtütpferde,
beſtehend in vierjaährigen und altern Stuten und einigen Fohlen der letzten Jahr-
gänge, gegen ſofortige Bezahlung in Friedrichsd'or, ſtatt welcher jedoch auch 52
Courant gezahlt, wogegen fremdes Gold nur nach dem Tages -Courſe, gegen Ent
richtung des Aufgeldes angenommen werden kann, offentlich an den Meiſtbietenden,
unter den im Auctionstermine bekannt zu machenden Bedingungen verſteigert werden.

Der großte Theil der Pferde iſt mehr oder weniger rittig und mit geringer
Ausnahme fehlerfrei und werthvoll.

Gedruckte Auctionsliſten ſind vom 4. Juni ab in der hieſigen Geſtüt- Expedition
und im Koöönigl. Ober-Marſtall Amte zu Berlin gratis zu bekommen.

Hauptgeſtut Graditz, d. 15. Mai 1849. Königl. Geſtüt-Direction.
Auctions- Anzeige.

Den 12. Juni dieſes Jahres von früh 9 Uhr an ſollen auf der Herzogl. Do
maine Mehringen bei Aſchersleben meiſtbietend gegen gleich baare Bezahlung
verkauft werden, als:

130 Stück Schaafe, incl. Erſtlingszibben,
91 alte und einjährige Hammel,
42 Jahrlingszibben,
8 E.rſtlingshammel,

25 Erſtlings- und Jaährlingsbocke,
30 Lammbocke,
20 Zibbenlämmer,

Summa: 316 Stück.
Das Vieh iſt bekannt durch ſeinen großen Wollreichthum und ſeine Geſund-

heit denn es hat bis jetzt der Bockverkauf ſtattgefunden. Das Vieh kann von jetzt
an in der Wolle beſehen werden und wird nach der Schur verkauft.

Auch ſollen denſelben Tag 3 kleine Pferde (Ponnys) nebſt Acker und Kutſch-
geſchirr, letzteres eine Art ruſſiſches Zeug, mit einer noch ganz guten Droſchke, ſowie
auch einige Fohlen (zwei- und einjaährig), gegen gleich baare Bezahlung verkauft werden.

Denſelben und die darauf folgenden Tage ſollen ebenfalls meiſtbietend verkauft
werden gegen gleich baare Bezahlung mehrere Wirthſchaftsgeräthſchaften, als zwei
Pflüge, eine große Egge, ein ganz guter Korbrennſchlitten, eine Getreidefege, Siebe,
Hand und Scheunſiebe, Mehlkaſten, Karren, Seile, Planen, Gemäße, Oefen,
Keſſel, Eiſen und noch viele andere Sachen die hier nicht alle einzeln aufgeführt

werden koönnen. Karl Koehler.Bekanntmachung.
Sammtliche an dem Kohlenbergwerk bei Schwittersdorf Betheiligte werden

auf nachſten Sonntag,
den 20 Mai e. Nachmittags um 3 Uhr,

in das Gaſthaus zu Schwittersdorf zu einer GeneralVerſammlung unter dem
Bemerken eingeladen, daß die Nichterſchienenen an die gefaßten Beſchlüſſe fur gebun

Jm Auftrage: Krahmer.den angeſehen werden.
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Halleſche berittene Bürgerwehr
exerzirt am Sonntag den 20. d. M. Morgens pünktlich um 61, Uhr.

Alle Kameraden, welche nach der Organiſirung des Bürgerwehrgeſetzes vom
17. October 1848 bei der berittenen Bürgerwehr zu bleiben oder einzutreten geſonnen ſind,
wollen an dieſem Tage und in der oben angegebenen Zeit ſich zu Pferde vor dem
Schauſpielhauſe einfinden, um hiernach die Liſten der Kameraden den Behoörden ein-
reichen zu können. Ebert,

Wachtmeiſter.
G. Heine,
Kommandeur.

Gutsverkauf.
Das Siegelſche Koſſathengut Nr. 5

u Kockwitz, mit einem Garten und 28orgen 19 (DRuthen Feld, wird auf
den 1. Juni d. J. an der bisherigen
Patrimonial- Gerichtsſtelle zu Queis ſub-
haſtirt, was ich Namens der Hypotheken-
gläubiger bekannt mache.

Der Rechts Anwalt
Goödecke.

1000 1200 ſind ſogleich, 400
und 500 zu Johannis auszuleihen
durch den Rechtsanwalt Wilke.

Friſch gebrannter Kalk Montag den
21. und Donnerstag den 24. bei Lies-
kau und in Halle beim Mauermeiſter
Stengel.

2 Paar ſtarke eiſerne Achſen, ſowie
eiſerne Reife von allen Breiten ſind zu
verkaufen große Brauhausgaſſe Nr. 348.

S en

eerrrreeeeeeE
Sonntag den 20. Mai ladet zum Schei

benſchießen ergebenſt ein
W. Boöning

in Radegaſt.

Sollte eine junge, alleinſt. u. vermoög.
Dame geneigt ſein, die Bekanntſch. eines
gleich. Herrn zu machen, deſſen Stellung
feſt, ehrenv. u. d. polit. Zeitverhältn. nicht
unterw. iſt, die wolle ihre Adr. unter näh.
Angab. portofr. poste rest. Leipzig sub

Die Bettfedernhandlung des Joſeph
Pöſchl aus Booöhmen, allhier im Gaſt-
hof zum ſchwarzen Adler vor dem Stein
thor, empfiehlt ihr bedeutendes Lager von
allen Sorten feingeriſſenen bohmiſchen Bett
federn und Daunen, wie auch Schwanen-
federn und Daunen, in beliebiger Aus-
wahl und zu möglichſt billigen Preiſen.

Joſeph Poſchl,
böhmiſcher Bettfedernhandler.

Pferdeverkauf.
nes

Die Kohlenpreiſe Ein ſehr großer, fehlerfreier Fuchs-
auf den hieſigen Gruben ſind höherer Be wallach iſt zu verkaufen auf der Stein-
ſtimmung zufolge dahin geändert worden, hauf ſchen Ziegelei bei Angersdorf vor

daß Schlettau.vom 27. dieſes Monats andie r und re dee ch Bäcker Muſiker-Geſuch.
kohlen, ſowohl auf dem Tagebanu in Ein guter Klarinettiſt kann unter an
Nietleben, als auch in der ölauer nehmbaren Bedingungen dauernde Condi-
Haide und an der Eiſenbahn in kion bekommen bei Carl Pertzſch.
der Nähe der hieſigen Nagelfabrik, pro Querfurt, den 17. Mai 1849.

Tonne mit r Saure Gurken, feſt und ri er züglichem Geſchmack, empfehle ich ſowohlWer e nun Wachbotdergrube in Gebinden, als auch im Einzelnen zur

2 8 geneigten Abnahme. Jverkauft werden ſollen, was hierdurch zu Robert Leh man m.
Jedermanns Kenntniß und mit dem Beig Das Bitterfeld'ſche Derig'ſcher Veden r Perſonenfuhrwerk befindet ſich nicht mehr
handenen im Gaſthof zum ſchwarzen Bär, ſondernStückkohlen pro Tonne 7 I G im blauen Hecht.
auf ſämmtlichen Ladepunkten unverändert Dietrich, Bandagiſt, Leipagerßraße,
bleibt.Neuglücker Verein bei Nietleben, empſiehlt Wandagen jeder Art.

den 12. Mai 1849.
Der Schichtmeiſter

Vier fette Schweine ſtehen zu verkau-
fen in Nr. 401, der alten Poſt gegen-

Wernicke. über.

Gebauerſche Buchdruckerei.

Tivoli- Theater.
Sonntag den 20. Mai: Zum Erſtenmale:

Großjährig, Original- Luſtſpiel in
in 2 Akten von Bauernfeld. Hier-
auf: Familienzwiſt und Frie-
den, Luſtſpiel in 1 Akt von G. zu
Putlitz.

Jn allen Buchhandlungen iſt zu haben:
Bad Lauchſtädt ſonſt und jetzt.

Nebſt kurzen Nachrichten über die da-
ſelbſt neueröffnete Privat Heilanſtalt
für Hautkrankheiten von Dr. J. F.
Krieg. Mit 4 Anſichten. 8. geh.
Preis 12 Verlag von C. Garcke
in Merſeburg.

Eine goldene Broſche iſt am Himmel-
fahrtstage früh von Glaucha bis in Fun-
kens Garten verloren gegangen. Wer die-
ſelbe lange Gaſſe Nr. 19614 abgiebt, er
hält 1 Belohnung.

Auction.
Heute Vormittag S Uhr u.

Nachmitt. 2 Uhr im Auections-
lokale gr. Ulrichsſtraße Nr. 20
Fortſetzung der gr. Aucetion von
feinem Porzellan Brandt.

Hamburger Rauchfleiſch, roh
und abgekocht, empfiehlt

G. Goldſchmidt.
Die erſten reifen Ananas er

G. Goldſchmidt.
Ein kräftiger Hausknecht wird ſogleich

wo moglich von außerhalb, verlangt.
C. Kramm.

en

3000, 2000, 900, 700, 300 und
100 ſind auszuleihen durch den Actuar
Dancker, Schmeerſtr. Nr. 480.

9000 werden auf Ackergrundſtück
von doppeltem Werthe geſucht. Das Nà
here auf frankirte Adreſſen A. E. post
restante Halle.
eerrrrE

Sonntag Concert in der Wein
traube. Stadtmuſikchor.
m

FamilienNachrichten.
Entbindungs-Anzeige-

Geſtern Nachmittag 5 Uhr wurde meine
liebe Frau Friederike, geb. Bröm.
me, von einem geſunden Soöhnchen ſchnell

und glücklich entbunden.
Haile, den 18. Mai 1849.

Oekonom G. Schoch.

hielt
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